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H eft

Arbeit!
Von Dr.-Ing. OTTO BREDT, Berlin

Der Bankenzusammenbruch des letzten Sommers und die 
damit besonders drohend gewordene Gefahr einer Still­
legung der gesamten deutschen W irtschaft haben die ge­
rade fü r uns so wichtige Frage einer systematischen Be­
käm pfung der immer mehr zunehmenden Erwerbslosigkeit 
fü r einige Zeit in den H intergrund treten lassen. In ­
zwischen hat die Zahl der unterstützten Erwerbslosen, 
welche im Mittel des H aushaltjahres 1931 noch 4,8 Mill. 
betrug, längst die 6 Mill.-Grenze beträchtlich überschritten. 
Und wenn auch in der letzten Zeit eine leichte saisonmäßige 
Entlastung festgestellt werden kann, so stehen doch immer 
noch mehr als 6 Mill. arbeitsfähige Menschen außer Arbeit 
und damit mehr als 12 Mill. außer der Möglichkeit, ihr 
Brot aus eigener K ra ft zu erwerben. Nach den Schätzun­
gen der Reichsanstalt fü r Arbeitsvermittlung und Arbeits­
losenversicherung ist im E tatjahre 1932 mit einer Steige­
rung des Jahresdurchschnittes auf 5,6 bis 5,7 Mill. zu rech­
nen. Niemand aber vermag zu sagen, ob nicht durch die 
zunehmende Erschwerung aller Exportmöglichkeiten sich 
die Zahl der Erwerbslosen weiterhin steigert, selbst dann, 
wenn man annimmt, daß bei entsprechender Drosselung 
der eigenen E infuhr sich die Arbeitsgelegenheiten in der 
heimischen W irtschaft durch Eigenerzeugung bisher ein­
geführter W aren vermehren lassen.

Das aber bedeutet, daß bei einer Gesamtbevölkerung von
64,5 Mill. und einer Gesamtzahl an vorhandenen Erwerbs­
fähigen von 33,4 Mill. (Stand 1931) die Erwerbslosigkeit 
in Deutschland sieh von 14 %  im Jahresmittel 1931 auf 
schätzungsweise 16,5 bis 17,5 %  im Jahresdurchschnitt 
1932 steigern wird. Oder mit ändern W orten:

Mehr als ein Sechstel der ganzen Bevölkerung mit 
einem Gesamtarbeitswert von etwa 10 bis 12 Mrd. 
RM fällt nicht nur fü r die Konsumbildung aus, 
sondern muß mit etwa 30 bis 35 %  dieses Betrages 
oder etwa 6 bis 7 %  des eigenen Arbeitseinkom­
mens von den in Arbeit stehenden Bevölkerungs­
teilen erhalten werden, wenn sie nicht der .Vernich­
tung anheimfallen soll.

F ür die W irtschaft als Ganzes ergibt sich daraus aber 
nicht etwa nur ein entsprechender Umsatzausfall, der auf 
ungefähr 20 bis 25 Mrd. RM geschätzt werden kann. 
W irkt sich doch diese K aufkraftschrum pfung gleichzeitig 
auch in einer grundlegenden Strukturverschiebung des Ab­
satzes aus, welche gerade dem industriellen Unternehmen 
nicht oft und eindringlich genug vor Augen geführt wer­
den kann. Und zwar deshalb, weil eine solche aus irgend­
welchen Gründen in zunehmendem Ausmaße erfolgende 
Verknappung des Arbeitseinkommens breitester Volks­
teile mit Notwendigkeit zu einer Einschränkung gerade

beim K auf aller nicht unbedingt lebensnotwendigen Be­
darf darstellenden W arengruppen und damit zu einer 
immer weiter zunehmenden Verelendung der gerade diese 
W arengruppen herstellenden und vertreibenden W irt­
schaftszweige führen muß.

Eine systematische und nachdrückliche Bekämpfung der 
Erwerbslosigkeit ist somit nicht nur in sozialem, sondern 
auch ganz besonders in wirtschaftlichem Sinne von höch­
ster Bedeutung.

1. Die Bekämpfung der Erwerbslosigkeit
Alle Vorschläge, welche bisher zur unmittelbaren Bekämp­
fung der Erwerbslosigkeit bekannt geworden sind, ver­
suchen, das erstrebte Ziel entweder auf dem Wege der 
Arbeitsverteilung oder dem der Arbeitsbeschaffung zu er­
reichen.

a) durch Arbeitsverteilung

Das Bestreben, durch eine Änderung in der Arbeitsvertei­
lung, d. h. einer veränderten Einteilung der jeweils vor­
handenen Arbeitsmenge auf eine größere Anzahl von vor­
handenen Erwerbstätigen, die Arbeitslosigkeit zu bekämp­
fen, ging ursprünglich von den Gewerkschaften aus 1), 
Nach und nach haben sich jedoch immer mehr namhafte 
Unternehmervertreter den Gedanken in dieser oder jener 
Form zu eigen gemacht, so sehr auch an vielen Stellen 
zweifelsohne erhebliche Bedenken und Schwierigkeiten sei­
ner praktischen Verwirklichung entgegenstehen. Im Vor­
dergründe der Erörterung steht z. Zt. die allgemeine V er­
kürzung der Arbeitzeit (40-Stunden-Woche, 6-Stunden- 
Tag), die an vielen Stellen aus der Not der Zeit heraus ja  
praktisch längst verwirklicht ist, ohne daß es jedoch bis­
her gelang, eine Übereinstimmung über ihre Einführung all­
gemein zu erzielen. Es ist hier nun nicht der Platz, auf 
dieses zweifelsohne wichtige Problem der Arbeitsverteilung 
im Sinne einer systematischen Bekämpfung der Erwerbs­
losigkeit näher einzugehen. Dasselbe wird noch von 
anderer Seite aus im Rahmen dieser Zeitschrift behandelt 
werden. Nur auf folgende besonders zu beachtende Ge­
sichtspunkte sei hier hingewiesen:

1. Jede generelle Regelung muß unbedingt die Möglich­
keit vorsehen, daß in ihrem Rahmen abweichenden Be- ■ 
triebsnotwendigkeiten individuell Rechnung getragen wer­
den kann 2).

2. Mehrbeschäftigung von Arbeitsfähigen durch Arbeits­
verteilung bedeutet zunächst nur, daß die betreffenden 
zusätzlichen Arbeitskräfte wieder unmittelbar an die Arbeit 
herangebracht werden. Die Kosten hierfür tragen zunächst 
in der Hauptsache die bisher Vollbeschäftigten. Bei Ver-

1) „D ie 40-Stunden-W oche“, V erlagsgesellschaft des Allgem einen  
D eutschen G ew erkschaftsbundes, Berlin  1931.

2) D r.-Ing. G. P e ise ler , „40-Stunden-W oche?“, Techn. u. W irtsch  
H eft 5 (1 9 3 2 )  S. 103.
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kürzung der Arbeitszeit bzw. einer entsprechenden Ver­
kürzung des Arbeitseinkommens um 20 %  und Rückvergü­
tung des mittelbar oder unm ittelbar aufgebrachten An­
teiles au der Erwerbslosenfürsorge in Höhe von etwa 6,5 %  
(s. o.) bedeutet dies eine Absenkung des Arbeitseinkom­
mens um netto 13,5 % , sofern nicht durch W iedererhöhung 
des Lohnsatzes ganz oder teilweise ein Ausgleich erfolgen 
kann. M it der Möglichkeit eines derartigen Ausgleiches 
kann aber infolge seiner Auswirkung auf die Herstellungs­
und Yerteilungskosten aller Voraussicht nach bei der der­
zeitigen und fü r  die nächste Zukunft zu erwartenden w irt­
schaftlichen Entwicklung nicht gerechnet werden.

3. Die Folge einer derartigen Neuregelung der Arbeitsver­
teilung ist also eine weitere Absenkung des Einkommens- 
durehsehnittes bei V erbreiterung der Beschäftigtenzahl, 
oder vom Standpunkt der Unternehmen aus gesehen, eine 
weitere Strukturverschiebung in den Absatzverhältnissen 
(s. o.) zuungunsten aller nicht lebensnotwendigen Bedarf 
darstellenden Erzeugnisse, sofem  es nicht gelingt, durch 
zusätzliche Erwerbsmöglic-hkeiten, z. B. auf dem Wege der 
Xebenerwerbsiedlung, einen Teil dieser Verlagerung wieder 
auszugleichen3). Inwieweit mit der hieraus zu erwarten­
den Strukturversehiebung der Absatzverhältnisse auch eine 
Verschärfung der Tendenz zur „billigeren“ W are oder zum 
„Surrogat“ verbunden sein kann, soll hier nicht näher be­
handelt werden, obwohl auch gerade diese Einflüsse fü r 
die zukünftige Produktions- und V erkaufspolitik des indu­
striellen Unternehmens von großer Bedeutung sein können.

Die Bekäm pfung der Erwerbslosigkeit auf dem Wege der 
Arbeitsverteilung allein bedeutet mithin zunächst nur eine 
wichtige soziale Entlastungsmaßnahme. W irtschaftlich be­
trachtet, ist damit jedoch noch keine Auftriebsmöglichkeit 
verbunden. Vielmehr werden dadurch aller Wahrschein­
lichkeit nach ohne Schaffung zusätzlicher Erwerbsmöglieh- 
keiten abermalige schwerwiegende Strukturwandlungen 
der W irtschaft verursacht werden, deren Nachteile (Kon­
sumsenkung in den nicht unbedingt lebensnotwendigen E r­
zeugnissen, z. B. in Textilien, infolge allgemeiner Absen­
kung der K aufkraft, verbunden mit einer entsprechend 
möglichen K apitalvernichtung) nicht etwa mit Sicherheit 
durch die auf der ändern Seite zu erwartenden Vorteile 
(Konsumsteigerung in den lebensnotwendigen Erzeug­
nissen, z. B. Nahrungsmittel, infolge Verbreiterung der 
Käuferschichten, verbunden mit einer entsprechend mög­
lichen K apitalnenbildung) volkswirtschaftlich ausgeglichen 
werden müssen. In  jedem Falle aber bleiben gerade die 
von hier aus auf Landwirtschaft und Industrie zu erwar­
tenden Auswirkungen beachtenswert und sollten vor Inan­
griffnahme derartiger genereller Regelungen einer ein­
gehenden Untersuchung unterzogen werden. Hierbei spielt 
selbstverständlich auch die jeweils vorhandene oder mög­
liche Preisbildung eine wichtige Rolle, auf die in diesem 
Zusammenhänge jedoch nicht näher eingegangen werden 
kann.

b) durch Arbeitsbeschaffung

Demgegenüber versuchen die zur Arbeitsbeschaffung ge­
machten Vorschläge so gut wie durchweg neue oder wenig­
stens zusätzliche Erwerbsmöglichkeiten und damit erst in 
volkswirtschaftlichem Sinne gesprochen M e h r - A r b e i t  
zu schaffen. Auch hier sind grundsätzlich zwei verschie­
dene Wege zu unterscheiden, die Arbeitsbeschaffung durch

3) ..D a s  in d u strielle  U nternehm en nnd d ie  S ied lu n g“, Techn. n. 
W irtseh. H eft 1 (1 9 3 2 )  S. 3.

Anregung der privaten Initiative und die Arbeitsbeschaf­
fung durch Auftragserteilung der öffentlichen Hand.

Es mag manchem vielleicht heute unsinnig erscheinen, hei 
der Notlage weiter Kreise der W irtschaft von der Mög­
lichkeit einer Arbeitsbeschaffung d u r c h  A n r e g u n g  
d e r  p r i v a t e n  I n i t i a t i v e  zu sprechen. Und doch 
ist es wichtig, die gerade hier gegebenen Möglichkeiten 
nicht außer acht zu lassen, auch wenn zahlreiche Vertreter 
der privaten Initiative sich in der nächsten Zukunft mehr 
um die Bereinigung verlorener oder geschwächter Positio­
nen und die Gesundung ihrer eigenen Unternehmen zu be­
kümmern haben werden.

Hierbei ist es durchaus nicht notwendig, in diesem Sinne 
etwa an die Inangriffnahme größerer Investierungs- oder 
Expansionsprojekte mit mehr oder weniger erheblichem 
K apitalbedarf zu denken. Vielmehr wäre zu prüfen, ob 
und inwieweit durch eine entsprechende Milderung der Vor­
belastung (Verkehrskosten, Energiekosten, Steuern, Zin­
sen, Mieten, Pachten usw.) im Rahmen der später noch 
zu behandelnden Maßnahmen gerade dem kleinen und 
m ittleren erwerbsuc-henden Unternehmer die Möglichkeiten 
einer Existenzgründung oder zum mindesten Existenz­
erhaltung gegeben werden können. Zwar ist das Problem 
gerade dieser Vorlasten in seinen Einzelheiten schon wie­
derholt behandelt worden. Trotzdem fehlt bisher eine 
systematische und branchenweise angestellte Untersuchung 
seiner Auswirkungen auf die E rhaltung bisheriger und die 
Beschaffung neuer Erwerbsmöglichkeiten gerade für das 
Kleinst-, Klein- und Mittelunternehmen. Hier liegen 
noch wichtige Aufgaben, deren Bedeutung sowohl im Inter­
esse der Bekämpfung der Erwerbslosigkeit als auch im 
Sinne der Erzielung einer größeren Krisenfestigkeit3) 
nicht unterschätzt werden sollte.

Sicherlich wird es in Deutschland nach den Ereignissen des 
letzten Jahres zukünftig nur in beschränktem Ausmaße 
möglich sein, etwa wie es die englischen Industriestädte 
z. Zt. versuchen, durch Heranziehung und pflegliche Be­
handlung der privaten In itiative ausländischen Kapitales 
die chronische Erwerbslosigkeit zu bekämpfen, wenn auch 
dieser Weg niemals etwa von vornherein außer acht ge­
lassen werden sollte. Denn abgesehen davon, daß Deutsch­
land nicht so ohne weiteres — auch nicht im mittel- oder 
gesamteuropäischen W irtschaftsraum  —  die gleichen An­
reizmöglichkeiten zu bieten vermag wie England im mehr 
und mehl- sieh abschließenden britischen Weltreich und 
W irtschaftsgebiet, wird auch die zweifelsohne überall vor­
handene Vertrauenskrise der Verwirklichung derartiger 
Gedankengänge zunächst erhebliche Schwierigkeiten berei­
ten. W orauf es aber fü r uns ankommt, ist im Sinne des 
natürlichen Verlaufes einer jeden wirtschaftlichen W ert­
bildung von unten, also von der A rbeitskraft aus durch 
zielbewußte Absenkung der Vorlasten neue Erwerbs- und 
Existenzmöglichkeiten zu schaffen, um so nicht nur zu 
neuer Konsumbildung, sondern auch zu einer Wieder­
anreicherung des uns so gut wie überall fehlenden Eigen­
kapitales zu gelangen. Ansätze hierzu finden sich heute 
schon in zahlreichen und mannigfaltigen Fällen, z. B. auf 
dem Gebiete der Klein- und Kleinstsiedelung städtischen 
„Vorraumes“ , dem Klein- und Kleinsthandel der Straße, 
den Klein- und Kleinstwerkstätten in Küche und Keller, 
worin so mancher Erwerbslose heute versucht, sich einen 
neuen Erwerb und damit eine neue Existenz zu ver­
schaffen.
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Stets aber fällt der öffentlichen H and die große V erant­
wortung vor Volk und Geschichte zu, die Voraussetzungen 
fü r eine solche Entwicklung unter Zurückstellung über­
steigerter fiskalischer Interessen zu schaffen und dabei 
gleichzeitig in großen Zügen die Richtungen und Grenzen 
zu weisen, in denen eine derartige Entwicklung in volks­
wirtschaftlich gesundem Sinne erfolgen kann.

Wenn man heute über „Arbeitsbeschaffungsprogramme“ 
spricht, so meint man damit allerdings nur selten die vor­
erwähnten Möglichkeiten, sondern die A r b e i t s ­
b e s c h .  a f  f  U 11 g d u r c h  A u f t r a g s e r t e i l u n g  
d e r  ö f f e n t l i c h e n  H a n d .

Die bisher bekanntgewordenen Vorschläge erstrecken sich, 
was die Arbeitsbeschaffung anbetrifft, so gut wie überein­
stimmend auf zusätzliche Arbeiten, die bisher infolge der 
finanziellen Notlage zurückgestellt sind, oder auf die In ­
angriffnahme solcher Arbeiten, welche auf lange Sicht 
hinaus in volkswirtschaftlichem Interesse liegen. Im 
wesentlichen stehen hier folgende Arbeitsgruppen im Vor­
dergrund 4) :

W irtschaftsgeb iet
A uftragsw ert 

und Kapitalbedarf, 
in Mill. RM

Benötigte 
Arbeitskräfte 

in 1000

1. Verkehrswesen . . bis 950 bis 445
11 Reichsbahn . . 100 30
12 Reichspost . . . 50 15
13 Straßenbau . . bis 800 bis 400

2. Hochwasserschutz . bis 230 bis 105
3. Landwirtschaftliche

Meliorationen . . . 200 120
Milchwirtschaft . . 50 10
Hausreparaturen . . bis 500 bis 225

1,930 905

Andere Programme sehen einen Betrag von 2 Mrd. RM 
bei Neubeschäftigung von 1 Mill. bisher Erwerbsloser mit 
ähnlich gelagerten Arbeitsplänen vor, so daß über Auf-

i)  N ach einem  Berioht des „Z entralausschusses ( ‘21er A ussch u ß) über 
die Hebung: der Produktion, insbesondere durch A rbeitsbeschaffung“ 
des Vorl. R eichsw irtschaftsrates vom 1‘2. März 1932.

bau und Ausmaß des Arbeitsbeschaffungsprogrammes an 
sich also eine weitgehende Übereinstimmung vorhanden 
ist. S trittig  sind und bleiben im wesentlichen neben der 
A rt seiner Finanzierungsmöglichkeit die allgemein w irt­
schaftlichen Auswirkungen, welche von der Verwirklichung 
dieses Programmes zu erwarten sind.

2. Arbeitsbeschaffung und Erwerbsmöglichkeit
In  den Zahlentafeln 1 und 2 ist zunächst versucht, ein 
wenigstens angenähertes Bild über die kostenmäßige Zu­
sammensetzung der industriellen Arbeit und damit die ent­
sprechenden Voraussetzungen fü r die Verwirklichung eines 
jeden Arbeitsbeschaffungsprogrammes zu geben. Hierbei 
kann bei der Beurteilung davon ausgegangen werden, daß 
von dem gesamten industriellen Umsatz im Durchschnitt 
etwa 25 bis 30 %  auf nicht unmittelbar oder mittelbar 
industrielles Arbeitseinkommen darstellende Aufwendun­
gen (Importstoffe, Zinsen, Steuern, Abgaben usw.) und 
die dann noch über den unmittelbaren Arbeitsanteil hinaus­
gehenden Restbeträge auf zwischenbetriebliche Belieferun­
gen entfallen.

Versucht man sieh nun über die praktischen Auswirkungen 
derartiger Arbeitsbeschaffungsprogramme auf die E r­
schließung neuer Erwerbsmöglichkeiten klar zu werden, so 
muß man daran festhalten, daß ihr W ertausm aß zunächst 
nur Kapitalbedarf, bzw. sofern die Finanzierung aus bis­
her der W irtschaft nicht zur Verfügung stehenden Mit­
teln sichergestelt ist, nur eine Erweiterung des bisherigen 
produktiven Kapitalvolumens darstellt, nicht aber schon 
von vornherein etwa Umsatz oder Arbeitslohn bedeutet. 
Das ist wichtig und führt von allein zu der Frage, welchen 
Einfluß die zusätzlich oder neu „beschaffte Arbeit“ auf 
die Entwicklung des Umsatzes bzw. die Verbesserung der 
verfügbaren Erwerbsmöglichkeiten zu haben vermag.

a) Kapitalbedarf und Umsatzvolumen
Bereits in meinem A ufsätze5) „Individualwirtschaft oder 
Planbewirtschaftung?“ habe ich auf die Zusammenhänge
5) Techn. u. W irtsch. H eft 3 (1 9 3 2 )  S. 49.

Zahlentafel 1. Die industrie lle  A rbe it  im Rahmen der deutschen W irtschaft 
a) in der Gesamtentwicklung

Jahr

G esam t­
um satz

(Index)

in
Arbeitseinkom m en  

% vom  G esam tum satz in
G eleistete  Arbeitzeit 

1000 Std./P erson und jahr in
Arbeitseinkom m en  

1000 R M /Person und Jahr

Insgesam t Löhne Insgesam t Arbeiter Insgesam t Arbeiter

% Index o/o Index o/o Index % Index % Index o/o Index

a b c d e f g h i k 1 m n o

1926 100 33,3 100 22,2 100 2,27 100 2,26 100 1,81 100 1,67 100
100 100 100 i ü ö 100 100

1927 124 32,5 97 22,6 102 2,34 103 2,33 103 1,96 108 1,82 109
121 125 115 119 112 115

1928 133 33,0 99 23,1 104 2,34 102 2,32 102 2,11 117 1,99 120
132 138 116 120 113 116

1929 138 32,8 98 22,8 103 2,32 102 2,31 102 2,22 123 2,08 125
136 142 113 116 Ï Ï Ï 113

1930 111 35,5 107 23,6 107 2,28 100 2,26 100 2,20 122 2,06 124
118 118 . 97 96 98 96

1931 87 38,5 116 24,9 112 2,21 98 2,17 96 2,06 114 1,91 115
100 97 86 82 87 85

B e m e r k u n g :  Als U m satzw erte wurden für die Jahre 1926, 1927 und 1929 die in der Zahlentafel 1 des A u fsatzes „W irtschaftskultur oder R aubbau?“
erm ittelten Beträge zugrunde ge leg t (vergl. auch Techn. u. W irtsch. H eft 4 1932 S. 74). D ie übrigen wurden auf Grund der in Anm erkung 1 verzeichneten
Veröffentlichung erm ittelt. Es wird darauf h ingew iesen, daß die U m satzw erte nicht das Ausm aß der Produktion, sondern den G eldw ert des Verkaufes w ieder­
geben , also die L agerbestands- und P reisb ew egu n g mit enthalten.

Die obere Reihe der Indices in den Spalten d/f, h/k und m /o bezieht sich auf die Entw icklung der V erhältnisziffern in den links davon stehenden Spalten. Die
untere Reihe der Indices bezieht sich auf die absoluten Ziffern folgender W erte: d /f Arbeitseinkom m en, h k G eleistete  Arbeitzeit im Jahr, m /o Beschäftigte
Personen im Jahr. Säm tliche Indices sind abgerundet.
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Zahlentafel 2. Die industr ie l le  A rbe i t  im Rahmen der deutschen W irtschaft
b) in der  Entw icklung nach W irtschaftszweigen

A uf je 1 M illion RM U m sa tzw ert entfallen Indices (1926 =  100)

B eschäftigte
Personen

1000 g e le iste te  
A rbeitsstunden

1000 RM G esam t- 
A rbeitseinkom m en

B eschäftigte
Personen

G eleistete
Arbeits-Std. U m satzw ert

1926 1929 1931 1926 1929 1931 1926 1929 1931 n% 1926 29/31 nO/o 1926 29/31 n°/o 1926 29/31

1. Bergbau, Salinenwesen, Torfgräberei 270 188 (245) 640 448 (541) 570 478 (554) 6,4 100
80

6,7 100
75

4,3 143
(88)

2. Industrie der Steine und Erden (ein- 
sehließl. Baustoffindustrie)

293 232 292 688 555 660 495 488 572 3,2 113
81

3,2 116
78

3,3 143
81

3. Eisen- und M etallgewinnung (Groß­
eisen und Metallhütten)

120 75 (125) 275 179 (275) 281 170 (254) 7,3 110
83

7,4 114
80

4,9 176
(80)

4. Herstellung von Eisen-, Stahl- und 
Metallwaren

286 217 288 655 515 630 472 452 539 8,9 109
85

9,0 113
82

4,7 144
85

5. Maschinen, Apparate, Fahrzeugbau 222 154 178 515 370 395 420 356 375 4,3 119
88

4,4 123
85

7,4 171
110

6 . Elektrotechnische Industrie, Fein­
mechanik und Optik

180 140 190 420 336 410 348 322 402 5,2 119
94

5,4 123
91

4,4 153
89

7 . Chemische Industrie 83 71 88 198 171 198 166 169 192 2,5 113
96

2,7 115
91

5,7 133
91

8. Textilindustrie 159 140 (214) 355 326 (452) 202 226 (305) 9,7 109
94

9,5 114
89

11,2 124
(70)

9. Papierindustrie (Erzeugung und Ver­
arbeitung) und Vervielfältigung

176 149 190 415 357 430 381 382 445 4,6 112
97

4,7 113
93

4,7 131
90

10. Leder- und Linoleumindustrie 126 101 (143) 291 239 (328) 213 214 (286) 1,2 102
87

1.2 105
86

1,8 128
(76)

11. Kautschuk- und Asbestindustrie 120 114 197 284 272 437 233 260 415 0,4 124
100

0,4 125
98

0,6 131
61

12. Holz- und Schnitzstoffgewerbe 369 275 375 855 655 850 785 740 970 8,2 107
86

8,3 110
85

4,1 143
85

13. Musikinstrumenten- und Spielwaren­
industrie

283 209 320 670 498 725 489 445 630 0,8 99
77

0,9 100
73

0,6 134
68

14. Nahrungs- und Genußmittelindustrie 
(Mühlen, Brauereien, Tabak)

79 66 82 185 158 212 136 142 190 11,8 107
99

12,2 108
97

27,4 127
94

15. Bekleidungsgewerbe 350 301 410 791 708 877 573 627 760 11,4 105
96

11,4 108
90

6,0 122
82

16. Baugewerbe (einschl. Nebengewerbe) 339 267 356 678 538 711 662 622 810 12,8 120
74

11,2 120
74

6,9 151
71

17 W asser-, Gas- und Elektrizitäts­
gewinnung und -Versorgung

12 10 (12) 26 24 (30) 30 24 (29) 1,3 107
94

1,4 108
93

2,0 125
(88)

Gesamtindustrie 182 148 188 419 341 413 333 328 385 100,0 111
87

100,0 113
86

100,0 138
87

B e m e r k u n g :  B ezüglich der U m satzw erte  vergl. die B em erkung zu Zahlentafel 1. D ie eingeklam m erten Zahlen wurden —  w as die U m satzw erte anbetrifft — 
indexm äß ig auf Grund der absoluten B eträge des Jahres 1926 errechnet. Säm tliche Indices sind abgerundet. Man beachte, daß in fo lge der fixen Bestandteile 
die E rgebnisse  des Jahres 1931 bei vielen Industrien sogar  g egen üb er 1926 erheblich ungü nstiger gew orden  sind.

zwischen Umsatzvolumen und K apitalbedarf fü r verschie­
denartige Formen und Wege des W irtschaftens hingewie­
sen. Maßgebend dafür, welcher Jahresumsatz mit einem 
bestimmten, in diesem Falle also zusätzlichen K apital- 
volumen gemacht werden kann, ist stets die jeweils erziel­
bare Häufigkeit des Kapitalumschlages. Das gilt nicht 
nur fü r  das einzelne Unternehmen, sondern in gleicher 
Weise selbstverständlich auch fü r die gesamte W irtschaft. 
Das gilt aber auch dann, wenn es sieh zunächst nur um ein­
malige Investierungen handelt. Denn die hierfür verwandten 
Mittel fließen ja  über die verschiedenartigen Aufwendun­
gen fü r  Material, Arbeitslohn usw. weiter in die Kanäle 
der verschiedenen W irtschaftszweige und wirken hier so­
lange umsatzbelebend, als sie nicht in irgendeiner Form 
und aus irgendeinem Grunde wieder abgezogen werden 
oder im Umlaufe, wie z. B. durch Ansammlung hoher 
Lagervorräte, Außenstände usw. zu stocken oder gar ab­
zusterben beginnen.

Ximmt man an, daß die fü r  den W arenumsatz unmittel­
bar in Betracht kommenden Betriebsmittel in Industrie 
und Handel heute durchschnittlich zweimal im Jahre um­
geschlagen werden, was bei der derzeitigen Umsatzschrump­
fung eher zu hoch als zu niedrig angesetzt sein dürfte, so 
würde eine Ausweitung des Gesamtkapitalvolumens um 
2 Mrd. RM nach der Seite der Konsumbildung hin einen 
zusätzlichen Umsatz von 4 Mrd. RM bedeuten. Das heißt 
also bei einem Umsatzwert im Jahre 1931 von etwa 87 %  
würde das Arbeitsbeselmffungsprogramm an sich eine Um- 
satzerhöhung um etwa 3,2 %  auf etwa 90,2 %  gegenüber 
dem Stande von 1926 ermöglichen (vgl. Zahlentafel 1). 
Die unm ittelbar hieraus verursachte Umsatzbelebung wäre 
an sich also noch keinesfalls sehr bedeutend, wobei nicht 
zu vergessen ist, daß hier die Steigerung des Umsatzes nur 
durch die Bereitstellung eines entsprechenden M ehr-Kapi­
tales möglich wird, die heute bekanntermaßen nicht un­
beträchtliche Schwierigkeiten bereitet.
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Will man also mit einem derartigen Arbeitsbeschaffungs- 
programm die heutige Erwerbslosigkeit in W ahrheit be­
kämpfen, so kommt es entscheidend darauf an, ob es ge­
lingt, dem hier gegebenenfalls zusätzlich eingesetzten K ap i­
tal eine im Sinne der Umsatzsteigerung größere Auswir­
kungsmöglichkeit zu schaffen. Oder mit ändern Worten, 
es wird notwendig, auf dem Wege einer Intensivierung 
des Umschlages den durch das Arbeitsbeschaffungs­
programm zweifelsohne zu erwartenden W irtschaftsimpuls 
zur Liquidierung festgefahrener Lagerbestände, Außen­
stände usw., d. h. also zu einer Kapitalfreisetzung bei 
gleichzeitiger Bereinigung einer übersteigerten betrieb­
lichen Verschuldung zu verwenden. Die so verfügbar ge­
machten Kapitalbeträge müssen dann aber in der H aup t­
sache zunächst, wenigstens im Rahmen der Gesamtwirt­
schäft, zu einer weiteren Umsatzsteigerung und nicht etwa 
sofort zu einer radikalen Abdeckung von Krediten be­
nutzt werden, ganz gleich ob sie nun für das Arbeits­
beschaffungsprogramm, frühere Investierungen o. dgl. 
aufgewandt worden sind. Denn werden auf dem Wege 
der Kreditrückzahlung oder Anleihetilgung von den so 
freigesetzten K apitalien Teile der produktiven W irtschaft 
entzogen, so bedeutet das in jedem Falle eine Beengung 
der möglichen Umsatzsteigerung und gegebenenfalls, wenn 
das Ausmaß dieser Beträge zu groß wird, eine erneute zu­
sätzliche Umsatzschrumpfung, sofern diese nicht durch 
weitere Umschlagintensivierung wieder ausgeglichen wer­
den kann. H ier ist also Vorsicht und pflegliche Behand­
lung am Platze.

Um nun fü r die in unmittelbarer Verbindung mit einem 
derartigen Arbeitsbeschaffungsprogramm zu treffenden 
Maßnahmen wenigstens einen ungefähren Anhaltspunkt 
zu gewinnen, sollte man davon ausgehen, sich als Ziel 
einer derartigen Umsatzbelebung vorerst die W iedererrei­
chung des Umsatzvolumens von 1926 zu setzen6). Das 
bedeutet — ohne auf Einzelheiten hierbei einzu­
gehen — daß bei Beibehaltung des nur um den K apital­
bedarf des Arbeitsbeschaffungsprogrammes vermehrten 
Gesamtkapitalvolumens die Intensität des Umschlages und 
damit also auch das Umsatzvolumen selbst um etwa wei­
tere 10 bis 12 %  gegenüber dem Stande von 1931 gestei­
gert werden muß. Die Durchführung einer derartigen 
Steigerung — darüber müssen sich alle Beteiligten klar 
sein —• ist, wenn sie in gesunder Weise erfolgen soll, keines­
wegs einfach und unter den derzeitigen Verhältnissen nur 
nach und nach zu erzielen. Aber sie liegt auf der ändern 
Seite durchaus im Bereich praktischer Möglichkeiten, so­
fern man nur ihre Voraussetzungen beachtet:

1. Die Freisetzung der festgefahrenen K apitalien bis zu 
einer Gesamthöhe von etwa 5 bis 6 Mrd. RM oder etwa 
10 %  des derzeit eingesetzten gesamten Umlaufvermögens, 
um den fü r das zusätzlich gesteigerte Umsatzvolumen von 
etwa 12,5 Mrd. RM im Ja h r benötigten natürlichen Mehr­
kapitalbedarf zu decken.

2. Die W iedereinreihung der freigesetzten Arbeitskräfte 
in die Konsumbildung und damit auch irgendwie in den 
W irtschafts- und Arbeitsprozeß in einem Ausmaß von 
etwa weiteren 2 bis 3 Mill. bisher Erwerbsloser mit einem 
Gesamtarbeitseinkommen und Gesamtkonsum von etwa 
4 bis 5 Mrd. RM im Jahr.

6) B eachtet werden muß, daß es noch keine In ten siv ieru n g  des U m ­
sch lages im Sinne der konsum ptiven U m satzsteigerung darstellt, w enn
diese etw a dadurch erzielt w ird , daß sich  der E rzeugungs- und V er­
teilungsprozeß statt bisher in  vielleicht 3, nunm ehr in  4 S tufen  voll­
zieht (rein  form ale U m satzsteigeru n g).

Ob und inwieweit diese Forderungen im einzelnen zu erfül­
len sind, das zu untersuchen, muß ändern Arbeiten über­
lassen bleiben. In  jedem Falle aber müssen beide Aktio­
nen zueinander parallel, sukzessiv und am besten b r a n -  
c h e n  w e i s e  und regional vorgenommen werden. Dabei 
muß man sich aber von vornherein darüber klar sein, daß 
zunächst ein Teil dieser Beträge nicht zur unmittelbaren 
Bildung neuen Konsumes, sondern zunächst zur wenig­
stens teilweisen Abdeckung bisheriger Konsumverpflich­
tungen verwandt werden wird, ganz gleich, ob dies nun 
den Unternehmer oder den Arbeitnehmer betrifft. Oder mit 
ändern W orten — zunächst wird sich jene innere Aus­
gleichung der heute oft so unerträglichen Spannungen und 
damit jener Bereinigungs- und Gesundungsprozeß be­
schleunigt abzuwickeln beginnen, von dessen endgültiger 
Durchführung so viel fü r die zukünftige Wiederbelebung 
der W irtschaft abhängen wird. Hierbei muß jedoch von 
vornherein durch eine bewußte, wenn auch angemessene 
Kreditbegrenzung dafür Sorge getragen werden, daß sich 
die Steigerung des Umsatzes bzw. die Intensivierung des 
Umschlages nicht wieder in jenen Formen und auf jenen 
Wegen vollzieht, welche sowohl zu übermäßigen Investie­
rungen bei übermäßigen Verschuldungen, als auch zur 
Jagd nach dem Absatz ohne Beachtung einer fü r alle Be­
teiligten erträglichen Preisbildung geführt haben.

Gerade aber diese ziel- und verantwortungsbewußte F ü h ­
r u n g  d e r  W i r t s c h a f t  v o n  d e r  K r e d i t s e i t e  
h e r ,  die sich dabei durchaus individuellen Bedürfnissen 
anzupassen vermag, wird die einzelnen Unternehmen dazu 
zwingen, das vom Standpunkt des Kostenaufbaues und 
der Preisbildung, des Kapitalbedarfes und der K apital­
begrenzung optimale Umsatzausmaß unter Vermeidung 
einer übersteigerten Investierung auf dem Wege verbesser­
te r Disposition und Organisation zu suchen7).

b) Umsatzsteigerung und Kostenanfall
Nun hat ja, wie bekannt, eine jede derartige Umsatzsteige­
rung eine weitere sehr wichtige Auswirkung in Richtung 
auf die Rentabilität, ganz gleich ob sie sich schließlich im 
Sinne einer Kapitalneubildung oder einer Preissenkung 
äußert. Nimmt man den durchschnittlichen Beschäfti­
gungsgrad der deutschen W irtschaft im Jahre 1931 mit 
etwa 35 bis 40 %  der Volleistung an, und schätzt man 
den Anteil der festen Kosten an den Gesamtkosten bei 
Volleistung im Mittel auf etwa 20 bis 25 % , so ergibt sich, 
gleichbleibenden Preisstand vorausgesetzt,

F a l l  a Fa l l  b

bei einer Umsatzsteigerung in
Mrd. RM um e t w a .................. 4,0 16,5

eine selbsttätige Kostenersparnis
um etwa in °/o vom Umsatzwert 1,5 bis 2,5 6,0 bis 10,0

Kapitalwert 3,0 bis 5,0 13,2 bis 22,0

Hierbei gibt der Fall a die Ersparnis an, welche lediglich 
auf die durch das Arbeitsbesehaffungsprogramm unmittel­
bar entstehenden Auswirkungen zurückzuführen ist, wäh­
rend der Fall b darüber hinaus auch noch die durch eine 
Intensivierung des Umschlags vorhandenen Ersparnism ög­
lichkeiten in Rechnung stellt. Es liegt also — immer die 
entsprechende Umsehlagserzielung vorausgesetzt — an 
sich durchaus in dem Bereich der Möglichkeit, die Tilgung 
und Verzinsung der daraus sieh ergebenden Investierung

7) „K ap ita lw irtsch aft und U nternehm en“, Techn. u. W irtsch. H e ft 12  
(1 9 3 1 )  S. 285.
„W irtschaftskultur oder R aubbau?“, Techn. u. W irtsch. H eft 4  (1 9 3 2 )  
S. 73.
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om Standpunkt der Gesamtwirtsehaft aus zu gewähr­
leisten und gegebenenfalls auch noch darüber hinaus die 
bisher infolge der Umsatzschrumpfung verlustbringenden 
Unternehmen auf eine gesündere und erfolgreichere Grund­
lage zu stellen. Das aber bedeutet im Grunde genommen 
nichts anderes, als daß auf diesem Wege auch die fü r  jede 
W irtschaft so notwendige K apitalersatzbildung sicher- 
gestellt werden kann, deren fortschreitende \  erknappung 
nicht nur zu einer weiteren Umsatzschrumpfung und damit 
einer Verengung der Erwerbsmöglichkeiten beigetragen 
hat, sondern auch die Voraussetzungen zukünftiger Lm- 
satzentwieklung und zukünftiger Erwerbsmöglichkeiten in­
folge mangelnder Erneuerung der W irtschaftsm ittel ge­
fährdet.

3. Arbeitsbeschaffung 
und Wirtschaftsentwicklung
Wan findet nun auch heute noch vielfach in Theorie und 
Praxis die Ansicht vertreten, daß jede Arbeitsbeschaffung, 
ganz gleich welcher A rt, K auf- und Konsumkra f t bilde, 
die W irtschaft belebe und somit in gleicher Weise w irt­
schaftlich vertretbar und nutzbringend sei. Zwar wird 
unter dem Eindruck der Ereignisse des letzten Jahres jetzt 
gegenüber früher in der Regel hierbei eine Einschränkung 
gemacht: „sofern die F inanzierung gesichert und eine Be­
einträchtigung der W ährung davon nicht zu befürchten 
ist“ . Trotzdem aber bleibt dieser Satz, wenn rein kon- 
sumwirtsehaftlieh gedacht, ein grundlegender und schwer­
wiegender Irrtum . Das gilt auch dann, wenn „Sicherung 
der Finanzierung“ nicht nur die Aufbringung, sondern 
auch die Tilgung und Verzinsung der Mittel bedeutet.

Zwar steht selbstverständlich im gesamten W irtschaftsver­
lauf einer jeden Ausgabe bei A eine entsprechende E in­
nahme bei B gegenüber. Auch verursacht eine jede solche 
Ausgabe eine Wertbewegung, die in ihren etwaigen weite­
ren Folgen einen W ertkreislauf und darüber hinaus bis zu 
einem gewissen Grade eine W ertbildung (vgl. den vorigen 
Abschnitt) auslösen kann. Und somit vermag auch jedes 
rein auf eine derartige Ausgabenbetätigung eingestellte 
Arbeitsbeschaffungsprogramm im Sinne der Verbrauc-hs- 
und Erwerbsbelebung zu wirken. Aber in welchem Sinne 
es w irkt — und eine W irkung ist in jedem Falle vorhan­
den — ist fü r die W irtschaftsentwicklung im einzelnen 
wie in  der Gesamtheit entscheidend.

Ist nämlich eine solche Arbeitsbeschaffung, wie z. B. in der 
deutschen und amerikanischen W irtschaft des letzten Ja h r­
zehntes, überwiegend auf die immer weiter getriebene 
Steigerung des öffentlichen oder privaten Verbrauches 
(konsumptive W irtschaftspolitik) und nicht in erster Linie 
auf die Entwicklung gesunder Erwerbs- und Existenz- 
mögliehkeiten des eigenen Volkes gerichtet, so sind damit 
bereits Gefahrenmomente im Sinne einer E rkrankung und 
Zerstörung der eigenen P roduktivkraft gegeben. P a ß t sich 
dann auch die P roduktivkraft der W irtschaft einer der­
artigen Verbrauchssteigerung an und sind damit einseitige 
Verlagerungen, Überspannungen und Anreicherungen in 
M arkt und Betrieb verbunden, so ist weiterhin bereits der 
Keim zukünftigen Niederganges gelegt. F üh rt die An­
passung aber zu einer immer weiter getriebenen Lösung 
der eigenen Erwerbs- und Existenzgrundlagen von der 
Möglichkeit, die eigene P roduktivkraft im Sinne der mehr

unmittelbaren Sicherung des eigenen Daseins und des eige­
nen 'S erbrauchs zu verwerten, so bringt die wechselseitige 
A erflechtung der W irtschaften verschiedener Völker eine 
immer mehr wachsende Abhängigkeit von fremden Ereig­
nissen und fremdem Willen und damit auch die gerade 
heute offenkundige, an das Unmögliche grenzende Schwie­
rigkeit. im Krisenfalle sich aus eigener K ra ft im eigenen 
Lande zu helfen. Die pflegliche Erhaltung und Entwick­
lung der Erwerbs- und Existenzmöglichkeiten des eigenen 
Volkes, die ziel- und verantwortungsbewußte Schaffung der 
h ierfür notwendigen Voraussetzungen muß somit den 
K ernpunkt einer jeden W irtschaftspolitik und damit einer 
jeden Arbeitsbeschaffung bilden, ganz gleich ob sie nun in 
Landwirtschaft, Industrie. Handwerk oder Handel ansetzt.

Nun ermöglicht aber einerseits lediglich eine im Sinne des 
technisc-h-wirtschaftlichen Fortschrittes gegenüber früheren 
Jahrhunderten entwickelte Verbesserung der Wirtschafts­
methoden, auf gleichem Boden und in gleichem Raume 
einem wachsenden Mehr an Menschen verbesserte Erwerbs­
und Existenzvoraussetzungen zu schaffen. Auf der andera 
Seite aber stehen einer jeden wirtschaftlichen Betätigung, 
ganz gleich ob vom einzelnen ausgeübt oder von einer Ge­
meinschaft, stets nur bestimmte und nur in gewissen, wenn 
auch elastischen Grenzen veränderbare Mittel (Kapital und 
K redit) zur Verfügung. Beide bestimmen (s. o.) gleich­
sam wertmäßig das Ausmaß, in  dem gewirtscbaftet werden 
kann. E rfolg t dann die erforderliche Verbesserung der 
Erwerbs- und Existenzmögliehkeiten so, daß zu ihrerDureh- 
führung ein Übermaß an Investierungen von Anlagewerten 
aufgewandt wird, so werden hierdurch dem fü r den eigent­
lichen Umschlag der Betriebsmittel (Warenbestände, 
Außenstände, Gelder usw.) bisher verfügbaren Gesamt­
kapital Beträge entzogen, die notwendigerweise eine 
Schrumpfung des Umsatzvolumens (s. o.) verursachen 
müssen — es sei denn, daß es gelingt, durch die Investie­
rung den Umschlag selbst entsprechend zu intensivieren 
oder den fehlenden Betrag durch Kapitalneubildung aus 
den E rträgen  der W irtschaft selber heraus zu decken.

W erden aber die durch den Intensivierungsprozeß gegebe­
nenfalls freigesetzten A rbeitskräfte nicht rechtzeitig oder 
nicht in einem genügenden Ausmaß neuen Erwerbsmög­
lichkeiten zugeführt, so tr itt  hierdurch eine Schrumpfung 
der K auf- und K onsum kraft ein. E in Brachlegen und 
Verkümmern der zwecks Intensivierung geschaffenen, nun­
mehr aber nicht mehr genutzten und nicht mehr ersetzten 
Produktionsmittel, eine Vergeudung und Zerstörung von 
K apital, eine Verengung des lebensnotwendigen, stets aber 
an sieh schon begrenzten W ertausm aßes der W irtschaft ist 
also die notwendige Folge. Xur in wechselseitigem har­
monischem Ausgleich und F ortschritt von Erwerbsehaffung 
und Kapitalbildung, Anlagenausbau und Umsatzbelebung 
läßt sich also eine W irtschaft entwickeln. Zu erreichen ist 
aber ein solcher Wechsel von Ausgleich und Fortschritt 
nur dann, wenn es gelingt, die wirtschaftliche Betätigung 
des Einzelnen wie der Gesamtheit in gesunden Grenzen 
und Bahnen zu halten und darüber hinaus ziel- und ver­
antwortungsbewußt Schritt fü r Schritt die Voraussetzungen 
fü r die Entfaltung neuer P roduktivkraft im Sinne der 
natürlichen Lebensentwicklung aus der Arbeit und dem 
Erwerbe selber heraus zu schaffen.

[136 9 ]
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40-Stunden-Woche?
Von Dr.-Ing. G. PEISELER, Leipzig

Die g e s e t z l i c h e  Einführung einer starren 
40-Stunden-Woche ist vom Standpunkt des Be­
triebswirtschaftlers fü r  den Maschinenbau abzuleh­
nen. Zu fordern ist jedoch die schnelle Anpassung 
der Betriebsleistung an den Auftragseingang durch 
Herabsenken der Arbeitzeit ohne Arbeiterentlassung, 
soweit dies die W irtschaft des Unternehmens zuläßt. 
M uß darüber hinaus die Arbeiterzahl verringert 
werden, so sollen im Wechsel fü r  einen Teil der Be­
legschaft — höchstens fü r  50 % — Feierschichten 
von 4 bis 6 Wochen Dauer eingeschoben werden.

Für jeden 48 Wochenstunden beschäftigten Arbeit­
nehmer zahlt der Arbeitgeber einen Ertverbslosen- 
Versicherungsbeitrag von a % des gezahlten Lohnes. 
Der 48 Wochenstunden beschäftigte Arbeitnehmer 
zahlt den gleichen Beitrag. Die Beiträge sinken mit 
abnehmender Arbeitzeit, so daß sie fü r  jeden 
40 Wochenstunden beschäftigten Arbeitnehmer bei­
derseits nur a/2  %, fü r  jeden 32 bis 25 Stunden be­
schäftigten Arbeitnehmer 0 % betragen. Für jeden 
24 Wochenstunden beschäftigten Arbeitnehmer er­
halten Arbeitgeber und Arbeitnehmer je a % des 
gezahlten Lohnes (oder feste Beträge) Unterstützung 
aus der Versicherungskasse, bei weiter abnehmen­
der Beschäftigung wird der Satz erhöht.

A n Hand der Zahlen der Maschinenindustrie wird 
gezeigt, daß auf diese Weise 250 000 Maschinenbauer 
mehr beschäftigt werden könnten, und daß trotzdem 
wöchentlich gegenüber dem bisherigen Unter­
stützungssystem beispielsweise 876 600 RM  gespart 
werden würden; das sind rd. 4 % des heutigen Um­
satzes der Maschinenindustrie.

Große Sorgen werden durch größere Sorgen zurück­
gedrängt. So ist es verständlich, daß man sich mit dem 
Arbeitslosenproblem in der letzten Zeit weniger beschäf­
tigt, als es seiner Bedeutung für unsere W irtschaft ent­
spricht. Man muß aber schließlich wieder darauf zurück- 
kommen und, losgelöst von politischer Einstellung, die 
Lösung suchen. Und zwar liegt damit eine Frage vor, die 
auch den Ingenieur interessieren muß, und zu der er als 
W irtschaftler Stellung zu nehmen verpflichtet ist, da jede 
Regelung, ganz gleich, wie sie getroffen werden sollte, un­
bedingt in seinen Wirtschaftsbereich entscheidend ein- 
greifen muß.

Die gesetzliche 40-Stunden-Woche ist 
abzulehnen
Wenn wir uns mit dieser Frage beschäftigen wollen, so 
ist es zweckmäßig, von etwas Bestimmtem auszugehen, 
und so sei überprüft, was z. B. eine gesetzlich eingeführte 
40-Stunden-Woche fü r die W irtschaft des Maschinenbaues 
bedeuten würde.

F ü r Betriebe, die bei E inführung einer gesetzlichen 40- 
Stunden-Woche weniger als 40 Woehenstunden arbeiten, 
ist die Neuregelung belanglos, es sei denn, daß sie dazu 
gereizt werden, durch weitere Entlassungen auf die neue 
gesetzliche Arbeitzeit heraufzugehen. Die 40 Stunden 
arbeitenden Betriebe bleiben ganz unberührt. Bei den 
48 Stunden beschäftigten Betrieben wäre zu unterscheiden, 
ob die vorhandenen W erkplätze teilweise leer stehen, oder 
ob sie alle besetzt sind. Im ersten Falle könnte bei H er­
absetzung der Arbeitzeit von 48 auf 40 Stunden die Beleg­
schaft im gleichen Verhältnis vergrößert werden, die ge- 
wollte W irkung: „Verringerung der Zahl der Arbeitslosen“ 
wäre damit erreicht. Im ändern Falle würde eine wirt-

Zahlentafel 1. Herste llungskosten in Abhängigkeit
von den W ochenarbe its tunden

Wochen­
arbeit­

stunden

Steige­
rung der 
Gemein­
kosten

%

Material Fertigung
Sum­
men

Steigerung in

Kosten
Ge­

mein­
kosten

Lohn
Ge­

mein­
kosten

% %

48 33 3 10 27 82
40 12 33 3,36 19 30,2 85,56 3,56 4,2
32 26 33 3,78 19 34 89,78 7,78 9,5
24 47 33 4,41 19 39,7 96,11 14,11 17
16 87 33 5,61 19 50,5 108,11 26,11 32

8 304 33 12,1 19 109 173,10 91,10 110

schaftswidrige Drosselung der offenbar gesunden Betriebe 
verlangt, denn die Arbeiten des vielleicht mit. Sonder­
anlagen ausgerüsteten Werkes sind nicht anteilig auf 
fremde Betriebe aufzuteilen.

Wo. aber arbeitet man noch 48 Wochenstunden? Bleiben 
wir deshalb im Rahmen der heutigen Verhältnisse. Ge­
legentlich der Diskussionstagung des Reichskuratoriums 
fü r W irtschaftlichkeit konnte ich folgende Daten gemäß 
Zahlentafel 1 gegenüberstellen. In  einem bestimmten Be­
trieb steigen bei einer Kürzung der Arbeitzeit von 48 bis 
auf 8 Wochenstunden mit Rücksicht auf das Verhältnis 
der festen zu den veränderlichen Kosten die Fertigungs- 
Gemeinkosten um 304 % . Diese Gemeinkostensteigerung 
— eingesetzt in die Kostenrechnung — ergibt eine Steige­
rung der Herstellungskosten um 110 % . Die schaubild­
liche Darstellung dieses Ergebnisses in Abb. 1 bringt das 
gefährliche Ansteigen der Herstellungskosten in Abhängig­
keit von der Arbeitzeitkürzung besonders klar zum Aus­
druck. Betrachten wir dazu Abb. 2, in der einmal ein 
Leistungswert des Maschinenbaues im Jahre 1928 dar­
gestellt ist als das Produkt aus 533 000 ( =  Zahl der 
damals beschäftigten Arbeiter) und aus 48 ( =  Zahl der 
damaligen W ochenarbeitstunden). Der entsprechende Lei­
stungswert ist ferner dargestellt fü r die heutigen V erhält­
nisse, wo nur noch 233 000 Arbeiter durchschnittlich
36,5 Stunden beschäftigt sind. W ürde man die alte Beleg­
schaft von 533 000 Arbeitern fü r den gleichen Leistungs­
wert ansetzen, so würde diese die heute vorliegende Arbeit 
in 16 Wochenstunden erledi­
gen. W ir sind also im Maschi­
nenbau von der normalen Be­
schäftigung heute soweit ent­
fernt, daß mit einer Steige­
rung der Herstellungskosten 
um 32 % im angezogenen 
Beispiel zu rechnen ist.

Nach dieser Feststellung ist 
zu überlegen, ob die Steige­
rung der Herstellungskosten 
größer sein wird bei Beschäf­
tigung der vollen Belegschaft 
in 16 Stunden oder der 233000 
Arbeiter in 36,5 Stunden.
Schon beim Stellen dieser 
Frage werden wir uns sagen 
müssen, daß eine allgemein 
gültigeAntwort nicht gegeben 
werden kann, da in besondern 
Fällen besondere Bedingun­
gen entscheidend sein können.
Wohl aber wird fü r alle Fälle 
gleichmäßig zu beachten

A bb . 1. Steigerung der H er­
stellungskosten bei abneh­

menden W ochenarbeitstunden
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sein, daß die fü r  längere Zeit aus dem Gebrauch heraus­
gezogenen Betriebsanlagen — ganz gleich ob Transmissio­
nen, Motore, Maschinen, Geräte oder Werkzeuge —  er­
fahrungsgem äß außergewöhnlich hohe Kosten verursachen, 
sobald sie wieder gebrauchsfertig eingereiht werden sollen. 
Natürlich ist die Lohnabrechnung fü r  die kleinere Beleg­
schaft billiger, doch dürfte diese Kostensenkung und noch 
andere dazu durch die späteren Einriehtekosten der nach 
der Dauerkrise wieder einzustellenden, dem Betrieb 
monate- oder gar jahrelang entfremdeten Arbeiter mehr 
als ausgeglichen werden. Durch Umstellung von W erkstatt 
und Organisation lassen sich bei Verminderung der Beleg­
schaft Transport- und Aufsichtskosten, im W inter auch 
Heizungs- und Beleuchtungskosten sparen, aber bei der 
P lanung solcher Umstellungen darf nicht vergessen werden, 
daß die Umstellungskosten zweimal anzusetzen sind, und 
daß bei jeder Schwankung des Beschäftigungsgrades nach 
oben m it einer Behinderung der Fertigung gerechnet wer­
den muß.

Diese und die entsprechend auf andere K ostenarten aus­
gedehnten Überlegungen zeigen, daß durchweg Vorteile 
durch Nachteile wieder ausgeglichen werden, und tatsäch­
lich liegt es auch weniger an der Höhe der Kosten, daß 
manche Betriebe zur A ufrechterhaltung hoher A rbeit­
stundenzahlen sieh fü r  Arbeiterentlassung entschieden 
haben. Ausschlaggebend ist in den meisten Fällen die 
F rage der Lieferzeit. W enn die großen Gußteile einer 
Maschine tagelang auf großen Werkzeugmaschinen zu be­
arbeiten sind, so ist die Gesamtbearbeitungszeit der zur 
Lieferung gehörenden Teile durch die verfügbaren Arbeit­
stunden der großen Werkzeugmaschinen und nicht durch 
die Arbeiterzahl bedingt. Das Entsprechende gilt, wenn 
der A uftrag  eine Neukonstruktion verlangt, die von einem 
Fachkonstrukteur erst grundsätzlich erledigt sein muß, 
bevor durch ein Mehr an Konstrukteuren eine fehlende 
Arbeitstundenzahl ersetzt werden kann. Auch R eparatur­
arbeiten, die ja  der Kunde immer sofort erledigt sehen 
will, verlangen eine möglichst dauernde Arbeitsbereit­
schaft. Dazu kommt aber noch, daß die Vertriebsabteilung 
möglichst täglich in  Bereitschaft sein m uß; das wiederum 
bedingt die entsprechende Anwesenheit der technischen 
Auskunftstellen, und so drängt auch diese Überlegung 
au f möglichst viele Arbeitstage in der Wocbe hin.

Aber auch bei wenig W ochenarbeitstagen läß t sieh vor­
übergehend fü r  einzelne W erkplätze eine höhere Wochen­
stundenzahl herausholem Denn wenn bei normaler K on­
junk tu r an den Tagen Montag bis F reitag  im allgemeinen 
je 8,5 Stunden gearbeitet wird, so muß es unbedenklich 
sein, wenn man verlangt, daß in  Krisenzeiten an den die 
Lieferzeit bedingenden W erkplätzen zeitweise täglich 9 
und auch mehr Stunden gearbeitet wird.

Nach all diesen Vorüberlegungen können wir sagen, daß 
bei zurückgehender K onjunktur ein Herabsetzen der

W oehenarbeitzeit auf 40 Stunden nur dann unbedenklich 
erscheint, wenn man einerseits fü r  bestimmte Fälle 9 und 
mehr Stunden Arbeitzeit zuläßt, und wenn anderseits 
keinesfalls ein Zwang auf die Betriebe ausgeübt wird, die 
alle W erkplätze belegt und fü r  die gesamte Belegschaft 
48 Stunden Beschäftigung haben. Das füh rt aber dazu, 
die gesetzliche E inführung einer 40-Stunden-Woche vom 
Standpunkte des Betriebswirtschaftlers fü r  den Maschinen­
bau abzulehnen, zumal bei dem heutigen Beschäftigungs­
grad eine Hebung der Zahl der Beschäftigten nicht zu er­
warten ist.

Ein Lösungsversuch
Doch mit solch einer negativen Feststellung ist der Sache 
wenig gedient, denn e i n e  b e s s e r e  L ö s u n g  als die 
z. Zt. geltende m u ß  g e f u n d e n  w e r d e n .  Und viel­
leicht ist eine solche in den Vorüberlegungen schon zum 
Teil enthalten, wenn wir diese durch einige Sätze er­
gänzen.

Bei einer schicksalverbundenen Nation soll das Allgemein­
wohl dem Einzelwohl vorgehen, dabei ist zugleich zu be­
denken, daß die Vernichtung eines Einzelwohls zugunsten 
des Allgemeinwohls als sinnwidrig unterbleiben muß.

Davon ausgehend muß man sich auf folgende grundsätz­
liche Lösung einstellen: V o r a b  e i n e  A u f t e i l u n g
d e r  v o r h a n d e n e n  A r b e i t  a u f  d i e  A r b e i t s ­
f ä h i g e n ,  d a n n  e r s t  e i n e  V e r t e i l u n g  v o n  
U n t e r s t ü t z u n g e n  a n  d i e  e r w e r b s l o s  b l e i ­
b e n d e n .

Hieraus ergeben sich die durch Gesetz festzulegenden Be­
stimmungen fast von selbst:

1. Anpassung der Betriebsleistung an den Auftrags­
eingang durch Herabsenken der Arbeitzeit ohne Ar­
beiterentlassung, soweit dies die W irtschaft des 
Unternehmens zuläßt.

2. Muß aber darüber hinaus die Arbeiterzahl verrin­
gert werden, so sollen im Wechsel fü r einen Teil der 
Belegschaft — höchstens fü r 50 %  — Feierschich­
ten x) von 4 bis 6 Wochen Dauer eingeschoben 
werden.

3. F ü r jeden 48 Wochenstunden beschäftigten Arbeit­
nehmer zahlt der Arbeitgeber einen Erwerbslosen- 
Versieherungsbeitrag von a %  des gezahlten Lohnes. 
Der 48 W ochenstunden beschäftigte Arbeitnehmer 
zahlt den gleichen Beitrag. Die Beiträge sinken mit 
abnehmender Arbeitzeit, so daß sie fü r jeden

. 40 Wochenstunden beschäftigten Arbeitnehmer bei­
derseits nur a /2  % , fü r jeden 32 bis 25 Stunden be­
schäftigten Arbeitnehmer 0 %  betragen. F ü r  jeden 
24 Wochenstunden beschäftigten Arbeitnehmer er­
halten Arbeitgeber und Arbeitnehmer je  a %  des 
gezahlten Lohnes (oder feste Beträge) Unterstützung 
aus der Versicherungskasse, bei weiter abnehmender 
Beschäftigung wird der Satz erhöht.

Natürlich brauchen wir zu dieser Neuregelung außer eini­
gen Übergangs- und Ausführungsbestimmungen den guten 
Willen aller Beteiligten. Jedenfalls ist bei der Verwirk-

1) D iese  von m ir w iederholt vorgesch lagen en  nnd  im  Jahre 1926  mit 
Zustim m ung des Säch sischen  A rh eitsm in isteriu m s p rak tisch  m it. Erfolg  
durchgefiihrten  Feier- oder W echselschichten  sollte m an k ein esfa lls  mit 
„K rüm persystem “ bezeichnen, denn m it dessen  E igentü m lich keit haben  
sie  ja  g a m ic h ts  zu tu n . A uch dem  sogen an n ten  „A ussetzen “ sin d  sie 
k ein esfa lls  gleichzusetzen , da d ie B etr ieb sle istu n g  fü r  e in e  von  der 
Feiersch icht u nab h än gige Zeit h erabgesetzt w ird  u n d  n u r die Namen  
der A rbeitenden , n ich t aber die B etr ieb sle istu n gen  sich  ändern.
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Zahlentafel 2. Arbe itende und Feiernde, sowie Be iträge und Unterstützungen bei versch iedenen Arbe itze iten
6 T a g e  = 48 S t d .  B e s c h ä f t i g u n g 5 T a g e  = 4 0 S t d .  B e s c h ä f t i g u n g 4 T a g e  =  3 2 S t d .  B e s c h ä f t i g u n g 3 T  a g  e = 24 S t d .  B e s c h ä f t i g u n g

Arbeitnehm er

N

eingezahlte
Beiträge

Arbeitnehm er 3«N
eingezahlte

Beiträge
A rbeitnehm er 3esN

eingezahlte
Beiträge

A rbeitnehm er S
N

ausgezahlte  
U nterstü tzun­

gen  an

beschäftigt fe i­
ernd

bflc
3
CO

A rbeit­
geber

%

Arbeit- beschäftigt fe i­
ernd

bi
c
CO

A rbeit­
geber

%

Arbeit- beschäftigt fe i­
ernd

bßC3
CO

A rbeit­
geber

%

Arbeit- beschäftigt fe i­
ernd

c3
CO

A rbeit­
g eber

A rbeit­
nehm er

Std. A n­
zahl

A n­
zahl

<u-]
%

Std. A n­
zahl

An­
zahl

-J
%

Std. A n­
zahl

An­
zahl

-1
0/0

Std. A n­
zahl

An­
zahl

-J
% %

48 100 _ 48 8 8
48 83 17 40 8 8 40 100 0 40 4 4
48 6 6 34 32 8 8 40 80 20 32 4 4 32 100 0 32 0 0
48 50 50 24 8 8 40 60 40 24 4 4 32 75 25 24 0 0 24 100 0 24 8 8

40 50 50 20 4 4 32
32

65
50

35
50

20
16

0
0

0
0

24
24

83
66

17
34

20
16

8
8

8
8

lichung solcher Bestimmungen mit einem starken Herein­
holen von Arbeitnehmern zu rechnen. Damit wäre die see­
lische und wirtschaftliche Gesundung eingeleitet.

Zahlentafel 2 mag das Ergebnis einer solchen Regelung 
zeigen. W enn man bei einer 40-Stunden-Woche etwa die 
heutigen Beitragsätze einhält, so dürfte ein wirtschaftlich 
zulässiges Maß damit gegeben sein. Das heißt aber, daß 
wir fü r den anzustellenden Vergleich ein a — 8 als Maxi­
mum in  Zahlentafel 2 einsetzen. Im übrigen ist der 
% -Satz a m it der K onjunktur veränderlich zu denken. E r 
mag bei anhaltend guten Zeiten nach Auffüllung eines 
Fonds auch bei Vollbeschäftigung auf Null herabgesetzt 
werden, umgekehrt wird er bei abnehmender K onjunktur 
gesteigert werden müssen und auch gesteigert werden dür­
fen, da eine ausreichend breite O-Zone stets eingehalten 
wird, auf die man sich hinbewegen mag.

Aus der Zahlentafel 2 ersehen wir, daß durch die Bestim­
mungen 1 bis 3 kein Betrieb zur Aufgabe von Wochen­
arbeitstagen gezwungen wird. Is t z. B. der A uftrags­
eingang gegen normal auf die H älfte herabgesunken, so 
wird diesem ohne „Entlassung“ die Fertigung mit einer 
Wechselschicht von 50 %  angepaßt. Auf diese gleiche 
halbe Leistung kann aber auch abgestellt werden, wenn 
an 5 Tagen 40 Stunden gearbeitet wird von 60 %  der 
Normalbelegschaft, während wechselweise 40 %  feiern. 
Geht man auf 4 Tage mit 32 Stunden Arbeitzeit herunter, 
so müssen 75 %  der Normalbelegschaft in Betrieb bleiben, 
während nur 25 %  Feierschicht machen. Und kann ein 
Betrieb gar au f 3 Arbeitstage mit 24 Stunden Arbeitzeit 
heruntergehen, so fällt das Einriehten von Feierschichten 
ganz aus.

Das Letzte ist im Allgemeininteresse anzustreben und muß 
folglich begünstigt werden; deshalb in diesem Falle die 
Zahlung von Unterstützung an Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer und deshalb steigende Beiträge bei höheren 
Wochenarbeitstunden. Es ist also nun ein Rechenexempel, 
ob die mit größerer Arbeitstundenzahl verbundenen Vor­
teile die höheren Beiträge aufwiegen. Die Lösung dürfte 
sich in  der Praxis vielfach so einstellen, daß man mit 
Rücksicht auf die höheren Beiträge nur in den all einot­

wendigsten Fällen eine möglichst geringe Zahl von Arbeit­
nehmern 48 oder 40 Stunden beschäftigt, während man mit 
den übrigen auf 32 oder weniger Stunden zurüekgeht.

Damit wäre erreicht, daß eine Höehstzahl von Arbeitneh­
mern in Betrieb bleibt, während ein möglichst kleiner Teil 
nur vorübergehend 4 bis 6 Wochen feiert, sich also immer 
noch betriebsverbunden und nicht „entlassen“ fühlt. Zum 
Vergleich wurde Zahlentafel 3 mit angenommenen Zahlen­
werten fü r den Fall einer Leistungszahl =g 24 aufgemacht, 
und zwar wurden für die Arbeitstunde 1 RM, als 
Wochenunterstützung fü r die Feiernden 20 RM durch­
schnittlich angesetzt, Normalbelegschaft =  100, die die 
vorliegende Arbeit in 24 Wochenstunden erledigt.

Aus der Aufstellung der Zahlentafel 3 geht hervor, daß 
die arbeitenden Arbeiter fü r die gleiche Arbeitsleistung 
bei abnehmender Wochenstundenzahl insgesamt mehr Geld 
erhalten, während umgekehrt der Arbeitgeber fü r die 
gleiche Arbeitsleistung bei abnehmenden Wochenstunden­
zahlen weniger zahlt.

Auswirkung auf den Maschinenbau
Wie würde sieh eine solche Regelung nun fü r den Maschi­
nenbau heute auswirken? Mit Rücksicht darauf, daß 
einerseits der Gesamtbeschäftigungsgrad nur noch 33 %  
ausmacht, wird man durch die Neuregelung allzu große 
wirtschaftliche Vorteile nicht mehr erwarten, zumal da an­
genommen werden muß, daß etwa 10 %  der alten Beleg­
schaft aus verschiedenen Gründen z. Zt. nicht eingestellt 
werden kann, während den früheren Überlegungen gemäß 
etwa 10 %  an mindestens 5 Tagen 40 Woehenstunden ar­
beiten sollen. Ferner nehmen wir noch an, daß eine Wech- 
selschieht mit 50 %  praktisch schlecht durchführbar sein 
wird, und stellen fü r das folgende Beispiel deshalb 42,5 %  
der Normalbelegschaft als arbeitend ein, w ährend 'dann
37,5 %  abwechselnd feiern. Um die Zahlen keinesfalls zu 
günstig erscheinen zu lassen, sei ferner die an die Nicht­
arbeitenden von der Versicherung zu zahlende U nter­
stützung nicht wie in der Zahlentafel 3 mit 20 RM, son­
dern nur mit 18 RM durchschnittlich angesetzt.

Zahlentafel 3. Auswirkung von Beiträgen und Unterstützungen auf Versicherungszahlungen und 
Arbe its löhne (in RM)

Arbeits-

T age Std.

B eiträge

A rbeit­
g eber

A rbeit­
nehm er

U n terstü tzungen

A rbeit­
geber

A rbeit­
nehm er

Es erhalten

Arbeitende Feiernde

V ersiche­
rung zahlt 

netto

A rbeitgeber zahlt 

gesam t je A rbeit­
stunde

Arbeiter  
erhält je 

A rbeit­
stunde

48
49 
32 
24

192
96

192
96

192 192

2208
2304
2400
2592

1000
800
500

0

616
608
500
384

2592
2496
2400
2208

1,08
1,04
1,00
0,92

0,92
0,96
1,00
1,08
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Zahlentafel 4. K ostenverg le ich  fü r  den Maschinenbau

Wochen­
abrechnung

beschäftigt 

Arbeiter Vt'ochenstunden

Arbeitslose in Feierschicht

gezahlte Bei­
träge von 

Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer

Gesamtzahlung
des

Arbeitgebers

Gesamtgeld
an

Arbeitende

Versicherung 
zahlt Unter­

stützung abzüg­
lich Beiträge

bisher 

Neuregelung j

233 000 
53 300 

228 400

36,5 
40 \
28 |

300 000 

53 300 198 000

511 680 

170 560

8 783 840 

8 613 280

8 272 160 

8 442 720

4 888 320 

4 352 840

Die gesamte Arbeitstundenzahl je W oche: 233 000 Arbei­
ter ■ 36.5 Std. oder 533 000 Arb. • 16 Std. =  8 528 000 
soll in  dem Beispiel eingehalten werden und damit zugleich 
auch der mit 1 R.M Arbeitstunde anzusetzende Arbeits­
wert.

10 °/o der Norm albelegschaft =  53300 Arbeiter
arbeiten 5 Tage je 8 =  40 W ochenstunden
je 1 RM . . .   =  2132 000 RM

42,5 °o der Norm albelegschaft =  228400 Ar­
beiter arbeiten 4 Tage je 7 =  28 W ochen­
stunden je 1 R M ................................................= 6  396 000 RM

Gesamtarbeitswert . . .  8 52S 000 RM.

T on 2132 000 RM zahlen Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer je 4 °/o Beitrag =  85 280 RM, 

also zahlt der Arbeitgeber insgesam t
8 528 000 - f  85 2S0 =  8 613 280 RM.

Die Arbeiter erhalten ins­
gesam t .......................  8 528 000 — 85 280 =  8 442 720 RM.

Die Versicherung zahlt an 198 000 Feiernde
je  18 RM   =  3 564 000 RM.

Die Versicherung zahlt an 53 300 Arbeitslose
je 18 R M    . =  959 400 RM

4 523 400 RM.
Davon sindabzuziehen die eingehenden Beiträge 170560 RM

Nettoauszahlung der Versicherung . . 4 352 840 RM.

B ei den jetzt geltenden Bestim m ungen er­
geben sich dagegen folgende Zahlen:
Die 36,5 Std. beschäftigten 233 000 Arbeiter 

liefern gleichfalls den Arbeitswert von . .
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zahlen davon 

je  etwa 3 °o Beiträge =  255 840 RM, 
also zahlt der Arbeitgeber insgesam t

8 528 000 +  255 840
Die Arbeiter erhalten ins­

gesam t   8 528 000 — 255 840

D ie Versicherung zahlt an 300 000 Arbeitslose
je 18 R M /W o c h e  =  5 400 000 RM.

Davon sind abzuziehen die eingehenden Beiträge 511680 RM
Nettoauszahlung der Versicherung . . 4 888 320 RM.

Diese Zahlen stellen wir uns zur besseren Vergleic-hs- 
möglichkeit in Zahlentafel 4 zusammen.

W er wäre wohl von dem Ergebnis nicht überrascht! Durch 
das Hereinholen von einem Teil der Erwerbslosen w ür­

den bei gleicher Bewertung der geleisteten Gesamtarbeit 
je Woche folgende W irtschaftswerte aus bisherigen Unter- 
stützungsgeldem um gewertet:
Durch geringere Zahlungen des Arbeitgebers . 170 560 RM

„ Mehreinnahmen der Arbeitenden . . . 170 560 „
„ geringere Zahlungen der Versicherung . 535 480 „

Im W irtschaftsbereich des Maschinenbaues . . 876 600 RM.

Das dürften etwa 4 %  des heutigen Umsatzes sein; wenn 
also nur ein Teil des in unserm Beispiel errec-hneten Wirt­
schaftswertes durch die hier vorgesehlagene Aufteilung der 
Arbeit herauskommen würde, so könnte man wohl schon 
zufrieden sein. E in ebenso hoch zu bewertender Erfolg 
liegt dann noch darin, daß etwa 250 000 Maschinenbauer 
mehr wieder im Arbeitsverhältnis stehen, denn die jeweili­
gen 200 000 Mann in der Feierschicht fühlen sieh betriebs­
verbunden. ihre Einnahme ist nun nicht mehr dauernd 
18 RM „Unterstützung“ , sondern sie erhalten abwechselnd 
28 RM „Arbeitsverdienst“ . Auch fü r  sie wird wieder das 
erlösende W ort „Arbeit“ zur W irklichkeit.

Also nicht auf die Zahlen des durehgerechneten Beispiels, 
sondern auf das Gesamtergebnis sei der W ert gelegt, denn 
das Zahlenbild hängt ja  z. T. von dem fü r  die Beiträge 
eingesetzten Prozentsatz ab, dessen Höhe ebenso strittig 
sein kann wie die Zuteilung der herausgearbeiteten Be­
träge. So könnte man z. B. dafü r eintreten. daß die E r­
sparnisse der Versicherung bis auf weiteres ganz oder 
z. T. fü r Siedlungen oder Arbeitsdienst oder Arbeits­
beschaffung verausgabt werden.

W as hier fü r den Maschinenbau gezeigt wurde, wird in 
den meisten Industriezweigen ebenso und in ändern K rei­
sen der Unterstützungsberechtigten entsprechend gelten, so 
daß es sich schon lohnen dürfte, in dieser Richtung die 
Frage der 40-Stundeu-Woche bzw. das Arbeitslosenproblem 
bis in alle Schlußfolgerungen restlos zu erschöpfen.

Es würde über den Rahmen der hier zu bringenden Arbeit 
hinausgehen, die Vor- und Nachteile der Neuregelung 
weiter zu behandeln und gegeneinander abzuwägen. Jeden­
falls ist bei der Beurteilung solcher Anregungen zu be­
denken, daß außergewöhnliche Verhältnisse auch außer­
gewöhnliche Mittel rechtfertigen. [1364]

8 528 000 RM

=  8 7S3 840 RM. 

=  8 272160 RM.
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Wirtschaftlichkeits­
messung
Von Ing. CH. KLOTZSCH und 
Dipl.-Ing. R. KÜBLER, Köln a. Rh.

Messung der W irtschaftlichkeit des Fertigungs­
betriebes durch Vergleich der Kosten je Fertigungs­
stunde — Eindeutige Bestimmung der Kosten je 
Fertigungsstunde durch Angabe des Beschäfti­
gungsgrades und des Mechanisierungsgrades — 
Rechnungsverfahren.

Der Erfolg einer Unternehmung ist bedingt außer durch 
die M arktlage und das Erzeugnis selbst (Güte und Her- 
stellbarkeit) vor allem durch die W i r t s c h a f t l i c h ­
k e i t  d e s  F e r t i g u n g s b e t r i e b e s .  In den 
Selbstkosten drücken sich die Herstellbarkeit des Erzeug­
nisses als Werkstoff- und Lohn-, die W irtschaftlichkeit 
des Fertigungsbetriebes als Gemeinkosten aus. Während 
man Werkstoff und Lohn im allgemeinen schärfer über­
wacht, werden die Gemeinkosten häufig als unabänder­
liche Größe hingenommen. Zur Messung der W irtschaft­
lichkeit des Fertigungsbetriebes muß man daher die E n t­
wicklung der Gemeinkosten dauernd überprüfen, am 
besten durch Vergleich mit ändern Betrieben oder mit 
früheren Zeitabschnitten des eignen Betriebes. Als M aß­
einheit fü r diese Wirtschaftlichkeitsmessung dienen die 
Kosten einer Arbeitseinheit; das sind die

Kosten je  Fertigungsstunde,
wobei in einer Zeitstunde soviel Fertigungsstunden (oder 
Betriebsmittelstunden) geleistet werden, als Maschinen 
und Arbeitsplätze (Betriebsmittel) fü r kostendeckende 
Aufträge in Benutzung sind. Die Berechnung der Ge­
meinkosten nach Kosten je Fertigungsstunde bietet gegen­
über dem heute leider noch häufig angewandten Ver­
fahren des prozentualen Zuschlages auf die Fertigungs­
löhne eine Reihe von Rechen- und Kontrollmöglichkeiten 
und ist erheblich genauer.

Beispiel: E in A uftrag erfordere 40 Fertigungsstunden.

a) Gemeinkostenberechnung als Lohnzuschlag:
Gewöhnlich werde die betr. Arbeit von jugendlichen 
Arbeiterinnen mit einem Durchschnittsverdienst von 
0,44 RM je Stunde verrichtet. Dann kostet die Arbeit: 

Lohn: 40 Std. zu 0,44 RM =  17,60 RM 
Gemeinkosten 350 % =  61,60 RM.

Aus irgend einem Grunde muß der A uftrag ausnahms­
weise von einer älteren Arbeiterin mit einem stündlichen 
Durchschnittsverdienst von 0,65 RM ausgeführt werden. 
Dann würden als Kosten gerechnet:

Lohn: 40 Std. zu 0,65 RM =  26 RM
Gemeinkosten 350 % = 9 1  RM.

Hierin sind offenbar die Gemeinkosten gegenüber der 
ersten Rechnung viel zu hoch veranschlagt; denn es be­
steht kein wirklicher Zusammenhang zwischen dem Lohn 
und dem auf den Arbeitsplatz entfallenden Anteil fü r 
Abschreibung, Meistergehalt, Schmieröl-, K raft-, Licht­
verbrauch, Heizung usw.

b) Gemeinkostenberechnung als Kosten 
je Fert igungsstunde:
Betragen die Kosten je Fertigungsstunde 1,54 RM, so er­
gibt sich, ohne Rücksicht auf den Stundenlohn des ausfüh­

renden Arbeiters, als Gemeinkosten fü r den A uftrag:
40 Std. zu 1,54 RM =  61,60 RM.

Nur durch das genauere und mindestens ebenso bequeme 
Verfahren der Gemeinkostenberechnung als Kosten je 
Fertigungsstunde sind die im folgenden entwickelten V er­
gleichsrechnungen richtig und mit dem geringsten A r­
beitsaufwand durchführbar.

Berechnung der Kosten für die Fertigungsstunde
Je nach der Feinheit in der Gliederung des Abrechnungs- 
wesens kann diese Rechnung vorgenommen werden ent­
weder für

a) den gesamten Betrieb gleichmäßig 
oder abgestuft nach

b) einzelnen W erkstätten oder W erkstattabteilungen,
c) einzelnen Betriebsmittelgruppen,
d) einzelnen Betriebsmitteln.

Tn jedem Falle erhält man die Kosten je Fertigungs­
stunde (A )  als Gesamtgemeinkosten (G ) im üblichen 
Rechnungsabschnitt (M onat), geteilt durch die in der 
gleichen Zeit geleisteten Betriebsmittelstunden ( T b):

.................................... (l).
'  b

Kostenzusammensetzung
Die zahlreichen Kostenarten, die in ihrer Summe die 
monatlichen Gesamtgemeinkosten ausmachen, scheidet 
man bekanntlich in zwei H auptgruppen:

T. solche, die unabhängig vom Umfange der Fertigung 
in jedem Rechnungsabschnitt aufs neue in gleicher 
Höhe entstehen; sie sind vornehmlich durch Anlage 
und Einrichtung bedingt; es sind die sogenannten 
konstanten, fixen, festen oder Z e i t k o s t e n ,

II. solche, die nur bei laufendem Betriebe entstehen; 
ihre Höhe hängt ganz vom Umfange der Fertigung 
ab; es sind die sogenannten proportionalen, an­
teiligen oder M e n g e n k o s t e n .

Eine weitergehende Unterteilung, die noch „degressive“ 
und „progressive“ Kosten unterscheidet ( Schmalenbach), 
ist fü r die folgenden, auf schnelle praktische Anwend­
barkeit gerichteten Überlegungen von nebensächlicher Be­
deutung1 ).

Auf die Kosten je Fertigungsstunde bezogen, ändert sich 
der darin enthaltene Anteil an Zeitkosten, und zwar wird 
er um so kleiner, je mehr, um so größer, je weniger 
Fertigungsstunden im Rechnungsabschnitt geleistet wor­
den sind. Der Anteil an Mengenkosten hingegen bleibt 
in den Kosten einer Fertigungsstunde derselbe. Bezeich­
nen wir die in den auf ein Betriebsmittel oder eine Be­
triebsmittelgruppe monatlich entfallenden Gesamtgemein­
kosten G enthaltenen monatlich konstanten Zeitkosten 
mit K  und die in e i n e r  Betriebsmittelstunde entstehen­
den Mengenkosten mit p, so ergeben sich entsprechend 
Gl. (1) die Kosten je. Fertigungsstunde zu

K  ,
A =   (2).

Ihre in den Zeitkosten begründete Abhängigkeit von der 
im Rechnungsabschnitt geleisteten Anzahl Betriebs­
mittelstunden geht hieraus klar hervor. Damit weist 
Gl. (2) auf den
l )  S ch lesin ger  n en nt diese w eitere T rennung zw ar , .w issenschaftlich  
sehr anziehend“, glaubt aber n icht an ihre D urch füh ru n g  beim B e ­
triebsvergleich . Siehe „D ie Zukunft des deutschen W erkzeugm asch inen­
baues“ in Z Y D I vom 29. 11. 30. Ebenso Z eid ler, „D er K osten­
in gen ieu r“ V D I-V erlag  1929 , S. 53.
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Abb. 1. Beispiel für die A bhängigkeit 
d er Kosten vom B eschäftigungsgrad

Einfluß des Beschäftigungsgrades
hin. Den unmittelbaren Vergleich aller Betriebe und 
aller Zeitabschnitte, gleichgültig wieviel Arbeiter in 
wieviel Schichten wieviel Stunden täglich arbeiten, er­
möglicht nur die Anwendung des a b s o l u t e n  Be­
schäftigungsgrades2), das ist das Verhältnis der monat­
lich wirklich geleisteten (Tb) zu der monatlich verfüg­
baren (T) Anzahl Fertigungsstunden:

Tb (3),

wobei fü r  ein Betriebsmittel monatlich im Durchschnitt 
T =  30 - 24 =  720 Fertigungsstunden und fü r eine 
G ruppe von n Betriebsmitteln n-mal soviel beträgt. Durch 
Einführung des absoluten Beschäftigungsgrades wird 
Gl. (2) — Kosten je  Fertigungsstunde — zu

i = f T  +  r (4).

1,54 RM. D. h. also bei gleichem Beschäftigungsgrad hat 
Betrieb I stets die höheren Kosten fü r eine Fertigungs­
stunde.

Um nun die Umrechnung auf einen ändern Beschäfti­
gungsgrad mittels Gl. (4) vornehmen zu können, muß 
man noch die Größe von K  und p, also die Kosten­
zusammensetzung, kennen. Im  Beispiel betrugen im Be­
trieb I  fü r das betrachtete Betriebsmittel die monatlichen 
Zeitkosten K  =  90 RM, die fertigungsstündlichen Mengen­
kosten p  =  1,04 RM, so daß Gl. (4) lautet:

90 ,
1,54 = ------------- b 1,04.

0,25-720 1
Umrechnung der Kosten je Fertigungsstunde auf einen 
absoluten Beschäftigungsgrad von ß  =  0,2 ergibt:

90A  = ----——  +  1,04 =  1,665 RM.
0,2 • 720

Nehmen w ir nun zur genaueren Betrachtung der Kosten­
zusammensetzung ein weiteres Beispiel a n : In  einem
Betrieb I I I  sollen die Kosten je  Fertigungsstunde wieder 
wie oben fü r Betrieb I  1,54 RM betragen, und zwar 
ebenfalls fü r einen absoluten Beschäftigungsgrad vor. 
ß  —  0,25; zum Unterschiede von oben sei aber die Kosten­
zusammensetzung eine andere, und zwar betrage jetzt 
K  —  158,40 RM und p  —  0,66 RM; dann lautet Glei­
chung (4 ):

158,4
1,54 = • 0,66.

Diese Gleichung ist in Abb. 1 durch die oberen Kurven 
dargestellt. Die W ichtigkeit des Beschäftigungsgrades fü r 
die Beurteilung der Kosten je Fertigungsstunde zeigt fol­
gendes Beispiel: Beim Vergleich zweier Betriebe zeigte 
sich, daß zufällig in beiden die Kosten einer Fertigungs­
stunde je  1,54 RM betrugen. Betrieb I  wies jedoch 
einen absoluten Beschäftigungsgrad von 0,25 auf, Be­
trieb I I  einen solchen von 0,2. Betrieb I I  war somit im 
Vorteil, denn wenn er seine Beschäftigung steigern kann, 
so wird die Fertigungsstunde nach Gl. (4) billiger als
1,54 RM, oder umgekehrt, wenn in  Betrieb I  die Be­
schäftigung sinkt, so wird die Fertigungsstunde teurer als

2) K lo tzsch  u n d  K u b ie r ,  D er  absolute B esch äftigu n gsgrad , Techn. u. 
W irtsch . B d . 24  (1 9 3 1 )  S. 2 4 1 /4 4 .

0,25-720
Jetzt ergibt die Umrechnung der Kosten je  Fertigungs­
stunde auf einen absoluten Beschäftigungsgrad von ß 
=  0,2:

1 68 4
A  =  —— +  0,66 =  1,76 RM.

0,2 ■ 720 1
Bei dieser Kostenzusammensetzung sind also die Kosten 
je Fertigungsstunde mit rückläufigem Beschäftigungsgrad 
schneller gestiegen als vorhin (s. Abb. 1).

Mechanisierungsgrad
Die Beispiele lehren, daß sich die Kosten je Fertigungs­
stunde in Abhängigkeit vom Beschäftigungsgrad um so 
stärker verändern, je  größer der Anteil der Zeitkosten 
ist, und daß man beim Vergleich der Kosten je  F erti­
gungsstunde außer dem Beschäftigungsgrad auch die 
Kostenzusammensetzung berücksichtigen muß. Und zwar 
ist maßgebend fü r  die Kostenzusammensetzung das Ver­
hältnis der Zeitkosten zu den Gesamtkosten. Da, wie 
schon oben erwähnt, die Zeitkosten vornehmlich durch 
Anlage und Einrichtung des Betriebes bedingt sind, ist 
bei handwerksmäßiger Fertigung das Verhältnis niedrig; 
je mehr aber die Fertigung maschinell erfolgt, d. h. also, 
je weiter die Mechanisierung des Betriebes getrieben ist, 
desto größer wird es. W ir wollen deshalb dieses Ver­
hältnis der Zeitkosten zu den Gesamtkosten m it M e c h a -  
n i s i e r u n g s g r a d  bezeichnen. Es ist der Maßstab 
dafür, wie stark ein Fertigungsbetrieb durch sinkende 
Beschäftigung in Mitleidenschaft gezogen wird.3) Zahlen­
mäßig ausgedrückt lautet der M echanisierungsgrad:

K
K  ß T

(5).G A  .....................
Eine Untersuchung der obengenannten Beispiele bestätigt, 
daß der Kostenzusammensetzung, welche ein schnelleres 
Steigen der Kosten je Fertigungsstunde bei sinkender
3) Über die B ez ieh u n g  zw ischen  M ech anisieru n g  u n d  K osten en tw ick ­
lu n g  in  A bh än gigk eit von der F ertigu n gsm enge , d ie  bis zu einem  ge­
w issen  G-rade gleichen E in flu ß  au sü b t w ie  der B esch äftigu n gsgrad , 
siehe R e ic h :  „K osten gefälle , L osgröße u n d  N orm u ng“ , M aschinenbau  
B d. 10  (1 9 3 1 )  S. 5 5 4 /5 5 .
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Beschäftigung bewirkt, ein höherer Mechanisierungsgrad 
¡x entspricht, und zeigt weiterhin, daß das Verhältnis ¡x 
ebenfalls in Abhängigkeit zum Beschäftigungsgrad steht:
Betrieb I:

Kosten je Ferti­
gungsstunde . .

Zeitkostenanteil .

M echanisierungs­
grad .......................

Betrieb I I I :
Kosten je Ferti­
gungsstunde . .

ß —  0,25

A = l,5 4  
K  =  90

ß T  0,25 • 720

,u =  0,325

' =  0,2

-0,5

1,665 RM 
90

0,2-720

0,375

=  0,625 RM

Zeitkostenanteil .

A =  l,54  
K  158,4

M echanisierungs­
grad .......................

ß T  0,25-720  

i« =  0,571

=  0,88

1,76 RM 
158,4

0,2-720

0,625

=  1,10 RM

Diese Veränderlichkeit des Mechanisierungsgrades ist fü r 
den Betriebsvergleich unbequem, um so mehr, als er sonst 
bei gegebenen Kosten fü r die Fertigungsstunde eine will­
kommene Vereinfachung des Ausdruckes fü r die Kosten­
zusammensetzung darstellt. Zum Vergleich der Kosten­
zusammensetzungen scheint daher die Umrechnung des 
Mechanisierungsgrades auf gleichen Beschäftigungsgrad 
erforderlich. Dies geschieht nach Gl. (5) oder ihrer ent­
sprechenden Umformung:

~ K  + ß T p .............................. (6)'

S tatt dessen kann man aber auch zur Vereinfachung des 
Vergleiches den Mechanisierungsgrad auf einen bestimm­
ten fü r alle vorkommenden Fälle ein fü r allemal fest­
gelegten Beschäftigungsgrad beziehen, und zwar am be­
quemsten auf den Höchstwert des absoluten Beschäfti­
gungsgrades ß =  1. Den so erhaltenen W ert nennen 
wir den r e d u z i e r t e n  Mechanisierungsgrad ¡xT, er er­
gibt sieh zu

flT =  IC + T p .............................. (7)-

Wenn man fü r zwei Betriebe oder Betriebsabteilungen 
oder Rechnungsabsehnitte die Kosten je Fertignngsstunde, 
ihre Zusammensetzungen und die zugehörigen absoluten 
Beschäftigungsgrade kennt, kann man also, statt die ein­
zelnen Mechanisierungsgrade aus- und dann auf gleichen 
Beschäftigungsgrad umzurechnen, sofort — und das ist 
augenscheinlich einfacher — nach Gl. (7) die reduzierten 
Mechanisierungsgrade feststellen und hat damit schnell 
ein klares Urteil über die vorliegenden Verhältnisse. So 
beträgt in unsern Beispielen der reduzierte Meehani- 
sierungsgrad

fü r Betrieb I :

flr 90

f ü r ‘Betrieb I I I :
90 +  720 ■ 1,04 

158,4

: 0,107,

158,4 +  720 ■ 0,66
= 0,25.

In  fir erreicht der Mechanisierungsgrad seinen Kleinst­
wert, er nimmt zu mit rückgängigem Beschäftigungsgrad 
und erreicht bei ß =  0 seinen Höchstwert m it fx =  1. 
Bei gegebenem reduzierten Mechanisierungsgrad berechnet 
sich der dem Beschäftigungsgrad ß  entsprechende zuge­
hörige Mechanisierungsgrad zu

r =
Hr + ß (1 — fXr)

(8).

Diese Beziehung bringt Abb. 2 zum Ausdruck, welche 
damit die Abhängigkeit des Mechanisierungsgrades von 
der Beschäftigung fü r reduzierte Mechanisierungsgrade 
von 0,05 bis 0,9 (rechte Seite!) darstellt. Dabei ist zu 
beachten, daß einer steileren Kurve des Mechanisierungs­
grades eine flachere Fertigungsstunden-Kostenlinie nach 
Abb. 1 entspricht und umgekehrt. W enn also von zwei 
Betrieben bei gleichem Beschäftigungsgrad (in unserm 
Beispiel bei ß —  0,25) beide die gleichen Kosten je 
Fertigungsstunde aufweisen, so ist bei steigender Be­
schäftigung der Betrieb mit höherem (im Beispiel Be­
trieb I I I ) ,  bei sinkender Beschäftigung der mit niederem 
reduzierten Mechanisierungsgrad (im Beispiel Betrieb I)  
im Vorteil.

Die Berechnung des Mechanisierungsgrades
beruht nach dem Gesagten (vergl. Gl. 6 und 7) auf der 
Kenntnis der Kostenzusammensetzung. Diese Kenntnis 
besteht aber in der Praxis keineswegs immer. Denn wenn 
auch vielleicht alle einzelnen Beträge, die in ihrer Summe 
die Gesamtkosten ausmachen, bekannt sind, so ist häufig 
beim einzelnen Posten schwer zu entscheiden, ob er zu 
den Zeitkosten oder zu den Mengenkosten gehört. Nehmen 
wir als Beispiel Angestelltengehälter oder Hilfsarbeiter- 
und Einriehterlöhne an. E in Teil davon ist stets aufzu­
wenden, ganz gleichgültig, wie der Betrieb beschäftigt ist, 
gehört also zu den Zeitkosten, der andere Teil dagegen 
kommt erst zusätzlich mit zunehmender Beschäftigung in 
Frage, gehört also zu den Mengenkosten. Wo liegt die 
Grenze ?

Die bisherigen Entwicklungen zeigen den Weg, auf dem 
man solche Entscheidungen umgehen kann. Man braucht 
nur die Kosten während zweier Rechnungsabschnitte mit 
verschiedenem Beschäftigungsgrad zu kennen. Zweck­
mäßig geht man dazu von der Anzahl der monatlich ge- 
geleisteten Fertigungsstunden Tb und den monatlichen Ge­
samtkosten G aus, weil diese praktisch zuerst festgestellt 
zu werden pflegen. Zuvor müssen die Kosten „bereinigt“

0 0,1 0,2 Q3
iRT-roztl abs.

Abb. 2. Abhängigkeit des M echanisierungsgrades  
vom Beschäftigungsgrad
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sein, d. k. es müssen die durch Geldwertänderung, Steuer- 
und sonstige Zahlungstermine, Jahreszeit (Heizungs­
kosten im W inter) usw. bedingten Schwankungen rech­
nerisch beseitigt oder ausgeglichen werden. Bezeichnet 
man fü r  die zwei Rechnungsabschnitte die einzelnen 
Größen mit Index 1 und 2, wobei 1 fü r den Monat mit 
niederem, 2 fü r  den m it höherem Beschäftigungsgrad 
gelten soll, so ist:

Gi =  K +  Tblp .....................................(9),
G2 =  K A  T ^ p ............................ (10).

H ieraus ergibt sieh nach Subtraktion der Gl. (9) von 
Gl. (10) fü r die Mengenkosten:

 (11)1 6 2 — 1 bl
und fü r die Zeitkosten:

K =  Gt — T blp ....................... (12a)
oder =  Go — T ^ p ......................... (12b)

Jetzt kann man den reduzierten Mechanisierungsgrad ohne 
weiteres nach Gl. (7) erhalten.

R e c h e n b e i s p i e l :  Eine Gruppe von sieben F räs­
maschinen habe im ersten untersuchten Monat Tbl =  
705 Fertigungsstunden geleistet, Gesamtkosten seien G1 =  
2256 RM entstanden; im zweiten untersuchten Monat 
seien Tb., —  1160 Fertigungsstunden geleistet und G2 =  
2802 RM Gesamtkosten entstanden. Die fertigungsstünd­
lichen Mengenkosten sind nach Gl. (11)

2802 — 2256_____________ .
p =  =  1,20 RM /Fertigungsstunae,

die monatlichen Zeitkosten nach Gl. (12)
K  =  2256 — 705 • 1,2 =  1410 RM 

und der reduzierte Meehanisierungsgrad nach Gl. (7)
 1410--------
1410 +  5040 • 1,2 

Dabei ist zu beachten, daß hier die monatlich verfügbare 
Anzahl Fertigungsstunden T  =  7 • 720 =  5040 beträgt, 
da die Gruppe aus sieben Maschinen besteht. Die ent­
sprechenden absoluten Beschäftigungsgrade ergeben sich 
nach Gl. (3) zu

ßi =  =  0,14 und /?■> =  ^  =  0,23.
r 1 5040 '  5040

Noch einfacher ist das graphische \e rfa h re n  (Abb. 3 ):

Abszisse die zugehörigen monatlichen Gesamtkosteu G1 
und G2 auf und legt durch G1 und G., eine Gerade; sie 
schneidet die Ordinatenachse in K  und die auf der Abs­
zissenachse fü r ß —  1 im Punkte A  errichtete Senkrechte 
in C. Auf derselben Senkrechten trennt man mit einer 
Parallelen zur Abszissenachse durch K  die Strecke AR 
ab; dann ist der reduzierte Mechanisierungsgrad darge­
stellt durch das Verhältnis der Streckenlängen A B  zu A C :

B r —
A B
AC

(13).

Abb. 3. Z tic h  le rische  Erm ittlung des reduzierten  
M echanisierungsgrades

In  einem rechtwinkligen Liniennetz (Millimeterpapier) 
träg t m an über dem absoluten Beschäftigungsgrad als

Die Genauigkeit dieser zeichnerischen Lösung reicht in 
den meisten Fällen aus, der M aßstab muß nur groß genug 
gewählt werden.

Zusammenfassung
F ü r die abgeleiteten Beziehungen zwischen Kostenentwick­
lung, Beschäftigungsgrad und Mechanisierungsgrad war 
vorausgesetzt, daß man sich die Gesamtkosten nur aus 
festen und proportionalen Bestandteilen aufgebaut denkt. 
Das dürfte mit einer fü r die P raxis hinreichenden Ge­
nauigkeit zutreffen und wird in der L iteratur verschiedent­
lich bestätigt. So sagt z. B. Hilclebrandt*), daß die Ab­
hängigkeit der Gemeinkosten vom Beschäftigungsgrad 
bei Betrachtung der monatlichen Gesamtkosten 
geradlinig verläuft, wie es dem untern Teile unserer 
Abb. 1 (Gesamtkostenlinie) und der Abb. 3 entspricht. 
Nur mit Reehenverfahren, die auf diese Weise verein­
facht sind, kann man zu Richtwerten und Vergleichs­
zahlen fü r  die Kostenüberwachung gelangen. Und auf 
solche kommt es ja  durchaus an, denn bei unserer heuti­
gen K enntnis der Zusammenhänge kann die Kostenunter­
suchung nur auf statistischen V erfahren beruhen. Die 
funktionsstatistische Auswertung von Zahlenmaterial, das 
beim Betriebsvergleich gewonnen wurde, benutzt daher 
zweckmäßig Sehaubilder, wie sie in Abb. 1 bis 3 gezeigt 
sind. Man zeichnet einige empirisch gefundenen Werte 
ein, inter- oder extrapoliert mit H ilfe der angegebenen 
Formeln weitere W erte und legt Kurven als Richtkurven 
hindurch. Dann träg t man weitere gefundene Werte ein 
und vergleicht ihre Lage zu den Richtkurven. Dabei muß 
man sich vor Augen halten, daß die Kosten je  Fertigungs­
stunde eindeutig bestimmt sind nur durch gleichzeitige 
Angabe des absoluten Beschäftigungsgrades und des 
Mechanisierungsgrades (zweckmäßig des reduzierten Me­
chanisierungsgrades). Vergleicht man z. B. auf diese 
Weise in einem Betriebe die Kosten je Fertigungsstunde 
nach dem oberen Teile der Abb. 1 während einer größeren 
Zahl von Rechnungsabschnitten, so deuten Abweichungen 
von der Richtkurve auf Änderungen des reduzierten 
Meehanisierungsgrades hin. W ährend man nun bei steigen­
der Beschäftigung durch willkürliche Erhöhung des redu­
zierten Mechanisierungsgrades mittels entsprechender Maß­
nahmen eine schnellere Senkung der Kosten erzielen kann, 
muß man in Zeiten sinkender Beschäftigung, nament­
lich wenn man vor der F rage neuer Einrichtungen und 
Anschaffungen steht, dem Mechanisierungsgrad sein be­
sonderes Augenmerk zuwenden, um sich vor sogenannten 
Fehlinvestitionen zu hüten. . So kann sich die Über­
wachung der W irtschaftlichkeit des Fertigungsbetriebes 
durch Berücksichtigung des absoluten Beschäftigungs­
grades und des reduzierten Mechanisierungsgrades auf die 
Kosten je Fertigungsstunde als M aßeinheit stützen.

[1306]

1) H ildebrandt, Geschäftspolitik auf m athem atischer G rundlage, Techn. 
u. W irtsch. Jg . 24 (19 3 1 ) S. 127/31.
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IFür und Wider
die Anspannungsziffer

Das Ergebnis unsrer Umfrage zum Aufsatz von 
Dr.-Ing. Otto Bredt „Kapitalwirtschaft und Unter­
nehmen“ (Techn. u. Wirtsch. 1931 H e ft 12).

Das ungewöhnlich große Interesse, das der Vorschlag von 
Dr.-Ing. Otto Bredt beim Leserkreis von „Technik und 
W irtschaft“ gefunden hat, zeigen die zahlreichen Zu­
schriften führender Persönlichkeiten aus der deutschen 
W irtschaft, und zwar aus Industrie und Handel,- aus dem 
Kreise der Reichs- und Staatsbehörden usw., worunter wei­
ter alle Berufsstände, d. h. neben dem Ingenieur auch der 
Ju rist und der K aufm ann vertreten s in d 1).

1. Der Ausgangspunkt
Alle Einsender geben Dr. Bredt darin Recht, daß eine der 
H auptursachen unsrer derzeitigen W irtschaftsnot in einer 
verfehlten K apital- bzw. K reditpolitik — vor allem in der 
Zeit nach dem Kriege — zu sehen ist. Aus diesem Grunde 
wird die Notwendigkeit der eingehenden Behandlung kapi­
talwirtschaftlicher Probleme, und zwar vom Standpunkt 
des Einzelunternehmens aus gesehen, durchweg bejaht.

2. Die Anspannungsziffer
Auch in der Forderung, sogenannte Anspannungsziffern 
für die einzelnen Wirtschaftzweige aufzustellen, d. h. zu 
ermitteln, in welchem Verhältnis die jeweiligen Gesamt- 
K apital- und Kreditansprüche eines Unternehmens zu den 
eigenen Mitteln stehen müssen oder noch stehen können, 
damit die Kreditinanspruchnahme keine Gefahr fü r den 
Fortbestand der Gesellschaft bedeute, findet Dr. Bredt 
weitgehende Zustimmung. „Die K apitalanspannung ist je 
nach der A rt des Geschäftes ein Druck- und Gefahren­
messer für die Sicherheit und die Existenz des Unterneh­
mens, aber wohl gleichzeitig auch unter gewissen Umstän­
den ein Kennzeichen fü r das Verantwortungs- und Reeht- 
schaffenheitsgefühl, indem der Unternehmer wenigstens ge­
zwungen sein muß, die Zwecke, Ziele, H ilfsmittel seines 
Betriebes um so klarer zu stellen, je größer das Verhältnis 
der fremden Mittel zu den eigenen Mitteln wird. Stellt 
die Liquidität gewissermaßen die fühlbare Zahlungsfähig­
keit dar, so entspricht die K apitalanspannung der la­
tenten“ (Kegel).

Es sei ein guter Gedanke, die Lage der W irtschaftseinheit 
in einer Anspannungsziffer auszudrücken. Man dürfe aber 
nicht vergessen, daß es sich bei der Beurteilung, ob die 
beiden Gegensätze Liquidität und Rentabilität in richtige 
Synthese gebracht worden sind, nicht nur um ein Quanti- 
täts-, sondern in erster Linie um Qualitätsproblem han­
delt (Stephinger). W ir hatten den Eindruck, daß 
Dr. Bredt diese Unterteilung bereits selbst genau betont

J) U n ter  den E in sen d ern  befanden  sich  (sow eit es sich  n ich t um Zu­
sch riften  vertrau lich er A rt oder um  bloße D ank- und Z ustim m ungs­
schreiben handelte): R.-A. Dr. A lexander-K atz, Dr. Robert Arzet, P rof. 
D r. M. J. Bonn, D ir . Hans Bielsdiomsky, Dr. Berthold Cohn, Geh. R at 
D r. Demnth, D ir . Deutsch, M in.-R at. Dr. Frielinghaus. R .-A . Dr. R. Freund, 
P rof. Cöbel, D ir . M. Cercke, P rof. D r.-In g . E . h. D r. phil. Robert Haas, 
D ir. D r.-In g . E. h. M. Halter, P rof. K. Kegel, D ir . K arl Lange, Dr. Arnold  
Langen, P rof. D r.-In g . D r. rer. pol. Lehmann, Dr. Lemmer, B ergass. a. D. 
D r.-In g . E. h. von und zu Lömenstein, K om m erzienrat B. Manasse, Gen.- 
D ir. Th. Müller (D rahtverband), C iv .-Ing. E. Neuberg, G en.-D ir. Herbert 
Peiser, G en.-D ir. D r.-In g . E. h. K onrad Piafscheck, D ir. D r.-In g . E. h. 
M artin Rehmer, D r.J. W. Reichert, G en.-D ir. D r.-In g . K  Reinhardt, G en.-D ir. 
Paul Reusch, K om m erzienrat D r.-In g . E. h. H. Röchling, D r. rer. pol. h. c. 
L .R oseliu s, R eichsverb an d  der D eu tsch en  In d u str ie , K om m erzienrat 
D r.-In g . E. h. S pringorum . Rud. Sack, R eichssparkom m issar Saemisch, 
Dr. Georg Solmssen, P rof. Stephinger, Dr. H. Stößel, Geh. R at P rof. 
Dr. Wagemann, M ax M. Warburg, Dr. K arl Wendt.

hat (S. 289). Sollten aber noch Zweifel bestehen, so sei 
ausdrücklich nochmals festgestellt, daß Dr. Bredt in kei­
nem Fall einem Schematismus das W ort reden will. Nur 
eine individuelle P rüfung kann von Fall zu Pall der Sach­
lage und damit der gesamten W irtschaft gerecht werden.

Einzelne Einsender bezweifeln zwar, daß es gelingen kann, 
fü r alle Zweige einwandfreie Anspannungsziffern zu er­
mitteln, die die erforderliche individuelle Behandlung der 
einzelnen Unternehmen gewährleisten. Aber hierzu ist zu 
sagen, daß ja  Dr. Bredt selbst nicht behauptet hat, daß 
derartige Ziffern bereits exakt vorliegen, sondern daß sie 
erst auf Grund eingehender Branchenuntersuchungen er­
mittelt werden könnten. Die von Dr. Bredt angegebenen 
Ziffern sind mehr oder weniger roh gegriffen und sollten 
vor allem exemplifizieren, welche großen Unterschiede in 
jedem Fall fü r die verschiedenen Branchen (ob Bank, In ­
dustrie, Handel usw. sowie innerhalb dieser H aup tg rup­
pen) vorhanden sind. Jedenfalls ist die einwandfreie F in­
dung derartiger individuell angepaßter Ziffern selbstver­
ständlich die notwendige Voraussetzung für die W eiter­
verfolgung des gesamten Planes.

Civ.-Ing. Neuberg tr itt  trotz entschiedener Forderang 
einer individuellen W irtschaft fü r eine Gesetzgebung ein, 
daß die Banken nicht berechtigt sind, sich bei einem K un­
den mit mehr als dem zehnten Teil ihres nom. Aktien­
kapitals zu engagieren. Der Begriff des einzelnen Kunden 
ist dabei soweit wie möglich zu fassen. Ein großer Kon­
zern mit allen Schwester- und Tochtergesellschaften gilt 
z. B. als ein Kunde. Unter Engagement ist zu verstehen: 
das Engagement an Aktien, Obligationen, Krediten, dis­
kontierten Wechseln und Kunden wechseln. — Ein großer 
Bankier hätte lange vor dem Kriege gesagt, daß er nicht 
schlafen könne, wenn der Anspannungsfaktor seines Bank­
geschäftes nicht weniger als 3 sei (Anspannungsfaktor ist 
dabei gleich dem Verhältnis zwischen „Aktiva minus täg­
lich greifbare M ittel“ zu „Eigenkapital plus Reserven“ ) .— 
Man sieht allein aus dieser Zuschrift, daß Anspannungs­
ziffer und Individualwirtschaft keine Gegensätze in sich 
sind.

з. Anmeldung der Anspannungsziffer
Das Schwergewicht der interessanten Zuschriften liegt bei 
der Frage, in welcher Form die Konsequenzen aus den ge­
fundenen richtigen Anspannungsziffern bzw. aus ermittel­
ten „Hochspannungsziffern“ gezogen werden sollen. 
Dr. Bredt schlägt bekanntlich vor, eine M ußvorschrift in 
das Handelsrecht aufzunehmen, die jedes Unternehmen, 
soweit es ins Flandelsregister eingetragen ist, im Falle der 
Überschreitung einer gewissen Anspannungsziffer zur An­
meldung bei dem zuständigen Amtsgericht verpflichtet. 
Dieser Vorschlag hat neben Zustimmungen auch Ablehnun­
gen gefunden, mit denen wir uns näher befassen wollen, 
da sich hierüber wohl zunächst die weitere Aussprache er­
strecken wird, obwohl die Diskussion zu 2. wesentlich 
wichtiger wäre; denn ist erst einmal die Findung und Kon­
trolle der Anspannungsziffern branchenmäßig organisiert 
(was bei der umfassenden Organisation unsrer W irtschaft
и. E. nicht zu schwierig sein dürfte), so wird die weitere 
Auswertung in irgendeiner brauchbaren und nützlichen 
Form nicht lange auf sich warten lassen. Die Gegner 
einer Anmeldung beim zuständigen Amtsgericht oder auch 
bei einer ändern Stelle, z. B. bei der zuständigen Handels­
kammer, betonen vor allem, daß die Vielfältigkeit der Un­
ternehmungen zu groß sei, „als daß es möglich wäre, hier
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schematisch fü r  ganze G ruppen von Unternehmungen 
einen Gefahrenpunkt festzulegen, bei dem eine öffentliche 
Anzeige erfolgen müsse“ (Peiser). „Zahlreiche U nter­
nehmungen könnten au f diese Weise gezwungen sein, mit 
allem Schwergewicht der gesetzlichen Verpflichtung eine 
A nspannung ihres S tatu ts öffentlich bekanntgeben zu 
müssen, die nur vorübergehender N atur ist und bei ruhiger 
F ortführung der Geschäfte überwunden werden kann, nicht 
aber bei einem durch die öffentliche Anmeldung verur­
sachten M ißtrauen gegen das Unternehmen und seine wei­
teren Existenzmöglichkeiten“ (Solmssen). Es ist durch­
aus verständlich, wenn Unternehmerinitiative sich zunächst 
grundsätzlich gegen einen Vorschlag ausspricht, der auf 
den ersten Blick nu r eine Verschärfung der heute ohnehin 
zahlreichen, die freie W irtschaft einengenden gesetzlichen 
Vorschriften bedeutet. Es ist weiter richtig, daß es jahre­
langer Übung bedürfen wird, um der breiten Öffentlich­
keit, vor allem in den K öpfen der Aktienbesitzer, den Be­
griff der Anspannungsziffer klar zu machen, so daß un­
nötige Beunruhigungen vermieden werden. Auf der ändern 
Seite erleben w ir es aber doch heute schon, daß bei aller 
Geldflüssigkeit die K apitalbildung so gut wie zerstört ist, 
weil neben der Unsicherheit der allgemeinen w irtschaft­
lichen Verhältnisse auch das V ertrauen zu den Verwaltern 
von Sparkapitalien nicht mehr so fundiert ist wie ehedem. 
Trotz allem Defaitismus, der sich heute allenthalben breit 
macht, hoffen wir aber doch zuversichtlich, daß das Ende 
des Privatkapitalism us noch nicht gekommen ist. Is t dem 
aber so und bleibt die K apitalbildung weiter dem freien E r­
messen des einzelnen überlassen, so besteht keine Frage, daß 
ohne eine grundlegende Änderung unsrer Kreditkontrolle 
niemals mehr die fü r die W iederankurbelung unsrer W irt­
schaft erforderlichen Mittel zur V erfügung stehen werden. 
Is t es da nicht besser, man fü h rt einen offenen Darlegungs­
zwang ein, als daß man da unnötig M ißtrauen läßt, wo es 
gar nicht angebracht ist. Dr. Bredt betont zudem aus­
drücklich, daß die Anspannungsziffer stets n u r einen An­
halt geben, und daß die nach Bekanntgabe einer evtl. 
Überschreitung einsetzende treuhänderische P rüfung der 
öffentlich bestellten W irtschaftsprüfer erst den wirklichen 
Status ermitteln wird.

Die Verfolgung und Bekanntgabe der Anspannungsziffer 
ist daher zum mindesten „als Erziehungsmaßnahme nicht 
von der H and zu weisen. Durch eine solche Vorschrift 
wird wenigstens erreicht, daß sich in  den großen Organi­
sationen jemand um diesen Punkt wirklich kümmert“ 
(Bielschowsky).

„Die Pflicht zur Anzeige an das Amtsgericht, wenn eine 
bestimmte „Anspannungsziffer“  überschritten ist, würde 
demgemäß wahrscheinlich auch dazu beitragen, ungesunde 
spekulative Neigungen wenn nicht zu unterbinden, so doch 
einzudämmen“ (W agemann).

Ob das Amtsgericht oder eine andre öffentliche Stelle ge­
eignet zur H interlegung überhöhter Anspannungsziffern 
ist, ist eine zweite Frage. Von juristischer Seite 
(R.-A. Dr. Freund) wird darauf hingewiesen, daß auch 

240 HGB, der im übrigen ja  auch nur fü r Aktiengesell­
schaften gelte, keine Meldung an den Registerrichter vor- 
sehreibt, wenn die H älfte  des Aktienkapitals verloren ist, 
„sondern nach den Ideen des Liberalismus und der Selbst­
hilfe lediglich die Einberufung der Aktionäre, die selbst 
über ih r Unternehmen zu beraten und zu beschließen 
haben (wobei allerdings der im gleichen Paragraphen vor­

gesehenen Eröffnung des Konkurses wegen Zahlungs­
unfähigkeit (beim Amtsgericht!) nicht gedacht ist). Eine 
Meldung der gesteigerten K apitalanspannung an das 
Amtsgericht wäre schon deshalb zwecklos, weil unsre Re­
gistergerichte keine wirtschaftlichen Verwaltungsbehörden 
sind. W ollte man die Meldung an die Industrie- und H an­
delskammer in Erwägung ziehen, so würde diese Behörde 
vor unlösbare Aufgaben gestellt werden.“ — Das war 
auch nicht von Dr. Bredt beabsichtigt. Nicht das Gericht, 
nicht die Handelskammern oder sonst fü r die Hinterlegung 
geeignete Stellen sollten etwa aus den Anspannungsziffern 
Folgerungen ziehen und etwas unternehmen. Die Bekannt­
gabe brauchte nicht mehr zu bedeuten als eine Unterrich­
tungsmöglichkeit fü r Kreditgeber, W arengläubiger usw. 
Man kann auch einen Schritt weitergehen und die obliga­
torische P rü fung  durch einen öffentlich bestellten W irt­
schaftsprüfer unm ittelbar nach Bekanntwerden der Über­
schreitung fordern — wie es Dr. Bredt andeutet. Das ist 
jedoch nicht das entscheidende: das wichtigste ist die lau­
fende Selbstkontrolle der Unternehmen nach der Seite der 
K apitalw irtschaft hin und der Zwang, Überspannungen in 
einem Zeitpunkt bereits bekanntzugeben, wo noch nicht 
alles mehr oder weniger verloren ist. Auch hier würde die 
Gewohnheit über manches hinweghelfen, was wir heute 
noch als ungewöhnlich empfinden. — Vielleicht sind in der 
Tat Gerichte nicht die geeigneten Stellen zur Niederlegung 
von Anspannungsziffern. H ierüber sollte man jedoch, be­
vor man den Gedanken ablehnt, eingehendere Untersuchun­
gen machen; Hinweise au f eine drohende Staatswirtschaft 
sind jedenfalls nicht durchschlagend, ja  sogar falsch, denn 
die unabhängigen Gerichte sind absolut neutrale Instanzen, 
jedenfalls gehören sie nicht zur S taats W i r t s c h a f t ,  
auch ist ihnen im Vorschlag von Dr. Bredt keine der­
artige Funktion zugedaeht. Im  übrigen sollte man aber 
bessere Stellen vorschlagen. Lediglich einen Zusammen­
schluß gleichartiger Firm en zu einem Verband zur Aus­
übung einer gewissen Selbstkontrolle zu fordern, erscheint 
uns nicht ausreichend. Diese Verbände haben wir bereits. 
Von rühmlichen Ausnahmen abgesehen (man denke vor 
allem an die sogenannten „E rfa-G ruppen“ ) scheint aber 
die Offenheit aus K onkurrenzgründen nicht so weit zu 
gehen, daß man über derartige K apitalverhältnisse gegen­
seitig sieh unterrichtet. In  diesem Zusammenhang verdie­
nen aber noch die Ausführungen von Dr. Bredt Erwäh­
nung, die er im A prilheft 1932 von „Technik und W irt­
schaft“ (S. 78/79) gemacht hat, und. in denen er auf 
die Aufgaben hinweist, die den deutschen Banken, ins­
besondere der Reiehsbank, bei der D urchführung des im 
Dezemberheft zur Diskussion gestellten Vorschlages er­
wachsen. Es werden m ithin keine neuen Organisationen 
usw. verlangt, sondern es wird dargetan, daß das Problem 
m it den bisherigen Institutionen zu lösen ist. Allerdings 
hat eine Änderung der Anschauungen und Methoden zu er­
folgen, nachdem es sich erwiesen hat, daß man mit dem 
bisherigen V erfahren der derzeitigen W irtschaftsweise nicht 
mehr gerecht wird.

4. Andre Wege?
Einige Zuschriften enthalten aber auch Vorschläge, wie 
dem Problem ohne die von Dr. Bredt vorgeschlagenen 
Einzelheiten beizukommen ist. „W ill man den Gedanken­
gängen des Verfassers in etwas Rechnung tragen, so könnte 
vielleicht so weit gegangen werden, daß man die Geschäfts­
unternehmen zwänge, in ihrer Jahresbilanz die einzelnen 
Posten der Bilanz so auszuweisen und zu gruppieren, daß 
die Anspannungszififer in der Bilanz leicht errechnet wer­
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den kann, oder daß sie auch im Geschäftsbericht berechnet 
und ausgewiesen werden soll. Damit würde eine größere 
K larheit geschaffen werden, als bei der Anmeldung an 
das H andelsregister“ (Haas).

„Dagegen halte ich es fü r  möglich, daß, wenn die Banken 
fü r die Idee erwärmt werden könnten, diese von den 
Indizes Gebrauch machen könnten, um jeweils die K apital­
zufuhr zu den betreffenden Unternehmungen zu sperren 
oder zu erleichtern. Ich bin der Meinung, daß die Banken 
nach dieser Richtung hin die Machtmittel besitzen, um 
Fehlleitungen des K apitals zu verhindern“ (Haller).

„Der wirksamste Schutz des Frem dkapitals wird noch 
immer in der „Rechenhaftigkeit“ des Geldgebers liegen, 
d. h. daß der Geldgeber sich nur nach einer gewissenhaften 
P rüfung nicht nur der Situation des in Frage kommenden 
Unternehmens, sondern auch der Aussichten der betreffen­
den Branche, zur Einräumung neuer Kredite bereitfinden 
wird. Auf der ändern Seite scheint mir eine schärfere An­
wendung der Bestimmungen der Konkursordnung, nach 
denen ein Unternehmer zu bestrafen ist, der Frem dkapital 
nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns ver­
wertet hat, eine Unterstützung der gestellten Forderung zu 
sein, und zwar in wesentlich besserem Maße als eine 
Schematisierung in Gestalt der Anspannungsziffern des 
H errn  Dr. Bredt, ganz abgesehen davon, daß eine ge­
schickte Bilanzierung sicher in vielen Fällen eine Über­
schreitung der Anspannungsziffer verhindern oder zumin­
dest ihr Sichtbarwerden sehr lange hinausschieben kann“ 
(Lange).

„Ich halte es fü r notwendig, das Registerpfandrecht ein­
zuführen, ferner die Revisionspflicht und Offenlegung der 
Bilanzen von den Aktiengesellschaften auch auf sämtliche 
ändern Handelsfirmen, gleich in welcher Rechtsform sie 
bestehen, auszudehnen. Verschärft man sodann das Insol­
venzrecht, wendet man die schon vorhandenen Strafbestim­
mungen an und ergänzt sie durch neue, dann dürfte sich 
das jetzige Kreditunwesen bald auflösen“ (Manasse).

„Vielleicht könnte man auch allmählich, nachdem wir jetzt 
glücklicherweise die Einrichtung der W irtschaftsprüfer 
und der Zwangsrevision haben, dazu übergehen, in den ein­
zelnen Branchen eine einheitliche Instruktion der W irt­
schaftsprüfer zu erzielen, dann wird eine Vergleichsmög­
lichkeit der Gesellschaften untereinander gegeben sein (da 
dann die Berichterstattung im Jahresbericht gleichartig) 
und dann kann man vielleicht, nicht durch Gesetz, sondern 
durch Selbstdisziplin zu Kontrollen kommen, die prophy­
laktisch so wirken, wie es H err Dr. Bredt wünscht“ 
(W arburg ).

Ohne auf diese Vorschläge im einzelnen einzugehen -— 
dies würde den Rahmen dieser Zusammenstellung über­
schreiten, man könnte auch den einzelnen Projekten, die 
der E x trak t eingehender Untersuchungen und Überlegun­
gen sind, kaum genügend gerecht werden — soviel scheint 
uns der Vorschlag von Dr. Bredt den ändern voraus zu 
haben: die Gefahrenzone wird bei Bredt ganz deutlich 
markiert, ja  eingeengt. Man entlastet hierdurch die zwei­
felsfrei gesunden Unternehmen und beschränkt etwa er­
forderliche Eingriffe auf Zweifelsfälle und auf kranke 
Firmen. Im  übrigen hoffen wir auf den einen oder ändern 
der hier nur skizzierten Auswege noch bei späterer Ge­
legenheit zurückkommen zu können.

5. Anspannungsziffer und Wirtschaftsprüfer
Es ist weiter überaus interessant, festzustellen, welch 
große Bedeutung der Institution der W irtschaftsprüfer 
von der deutschen W irtschaft fü r die Lösung dieses F ra ­
genkomplexes beigemessen wird, wenn auch fü r die Form 
der M itarbeit zuweilen andere Vorschläge gemacht werden. 
„Der Inhalt der Verordnung über Aktienrecht vom 
19. 9. 1931 ist das Ergebnis jahrelanger Arbeiten, und es 
ist anzunehmen, daß der Zweck, den der Verfasser mit 
seinem Vorschlag ebenfalls verfolgt, nämlich erhöhte 
Sicherung der Unternehmen, damit erreicht wird. Der 
Vorschlag des Verfassers berührt sich ja  auch mit dem In ­
halt der Aktiennovelle insofern, als er die öffentlich be­
stellten W irtschaftsprüfer bei Gefahr im Verzüge in Tätig­
keit treten lassen will und die Aktiennovelle Pflichtrevisio­
nen vorsieht“ (Böchling).

„Es wird für die Praxis vollkommen genügen, wenn der 
W irtschaftsprüfer in seinem Bericht diesen Gefahren­
punkt — insoweit er ihn konstatieren kann —■ deutlich her­
ausarbeitet. Es wird dann Sache des Aufsichtsrates oder 
der entsprechenden Gesellschaftsorgane sein, diesem W ar­
nungssignal nachzugehen. W ird dies unterlassen, so droht 
den betreffenden Organen eine entsprechend größere Ver­
antwortung, sofern tatsächlich ein Zusammenbruch der 
Firm a eintreten sollte. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß 
die Teilnahme des W irtsehaftsingenieurs an solchen P rü ­
fungen zahlreiche neue und wertvolle Gesichtspunkte in 
das Gebiet der Untersuchung eines Unternehmens hinein­
tragen wird. Gerade die gegenüber dem Kaufm ann anders 
geschulte Ansehauungsart des Ingenieurs kann unter Um­
ständen zu neuen wertvollen Feststellungen führen, denen 
sich die Praxis dann nicht entziehen wird“ (Peiser).

6. Zusammenfassung
Zusammenfassend läßt sieh folgendes feststellen: So­
weit die Zuschriften, die grundsätzlich die W ichtigkeit des 
Problems und das Vorhandensein von Mißständen auf die­
sem Gebiet anerkennen, sich gegen den Vorschlag voii 
Dr. Bredt ausspreehen, geschieht dies ausschließlich aus 
der Einstellung heraus, zusätzliche Gefahren fü r ein U nter­
nehmen, die in der Offenlegung finanzieller Verhältnisse 
liegen könnten, zu vermeiden. Es spricht hier weiter die 
Befürchtung mit, als könnte eine derartige Einrichtung zu 
einem unerträglichen Zwang, zu einer nicht wünschens­
werten Einengung des nun einmal notwendigen Indivi­
dualismus führen. Diese Befürchtung ist jedoch u. E. un­
begründet. W ir haben in der deutschen W irtschaft bereits 
Verhältnisse gehabt, die weit über die Forderungen von 
Dr. Bredt hinausgingen, ohne daß wir hierin einen An­
griff auf die Privatw irtschaft erblickten. So schreibt 
Prof. Goebel: „F rag t sich nur, ob man nicht noch einen
Schritt weitergehen und, wie ich schon mehrfach gefordert 
habe, jedem großen im wesentlichen mit Frem dkapital 
arbeitenden Unternehmen einen dauernden Beobachter bei­
geben soll, wie wir das in der Kriegswirtschaft bei den 
Rriegsgesellsehaften allgemein und m it Erfolg taten (Kom­
missar des Kriegsministeriums mit Veto- und Einblieks- 
recht, sowie Teilnahme an allen Vorstands- und Aufsichts­
ratsitzungen). Einige tausend (vielleicht auch einige hun­
dert) unabhängige, sittlich hochwertige und gut geschulte, 
von den Großunternehmen nach Staatsvorsehriften zu be­
soldende W irtschaftsprüfer, und wir hätten, ohne E in­
engung der Unternehmerinitiative gesunden Ausmaßes die 
ganze deutsche W irtschaft fest unter Augen und damit 
sicherlich eines Tages in neuen gesunderen Bahnen.“



W ir haben die Kriegszeiten mit ihren ungewöhnlichen 
wirtschaftlichen Maßnahmen rasch vergessen. Gewiß, sie 
gehörten nicht zu den erfreulichsten Erscheinungen. Aber 
auch der Bredtsche Vorschlag ist ja  nicht unter dem E in­
druck normaler W irtschaftserfordernisse entstanden. Wenn 
aber Dr. W endt schreibt: „E in August Thyssen, der vielen 
hunderttausend Menschen Brot und Nahrung gab, wäre nie 
möglich gewesen, wenn der Vorschlag damals in  K ra ft ge­
wesen wäre. August Thyssen hat bekanntlich mit 
30 000 M angefangen und alles übrige Geld geliehen. Es 
wurde ihm gegeben wegen seiner Persönlichkeit, und zwar 
wurde es ihm persönlich zur Verfügung gestellt und nicht 
etwa in der Form einer Gesellschaftsgründung, fü r die er 
lediglich der Leiter gewesen wäre. E r  war der Unterneh­
mer, dem man eben großes V ertrauen entgegenbrachte“ — 
so spricht auch dies u. E. nicht gegen den Vorschlag. Die 
Kreditgeber von August Thyssen wußten darum, daß er die 
Anspannungsziffer überschreiten würde. Sie hatten gleich­

wohl zu ihm Vertrauen. Und ähnlich wird es auch heute 
in gegebenen Fällen sein. Je  mehr die Anschauung von 
Dr. Bredt selbst Gemeingut wird, „daß eine Übersteige­
rung der Anspannung noch nicht auf Mißwirtschaft 
oder Fehlsehläge hinweist, sondern nur auf Gefahren­
symptome“ , um so sicherer wird vermieden, daß ein an 
sich glücklicher Gedanke in das Gegenteil der von ihm be­
absichtigten W irkungen verkehrt wird. Die von Dr. Bredt 
seit Erscheinen des zitierten Aufsatzes veröffentlichten 
weiteren Abhandlungen in „Technik und W irtschaft“ 
über Kapitalprobleme (Januar- bis A prilheft) lassen die 
Dringlichkeit des Problems deutlich erkennen. Das letzte 
W ort dürfte daher in dieser F rage mit diesem Gedanken­
austausch, fü r dessen Zustandekommen die Herausgeber 
den Einsendern auch an dieser Stelle aufrichtigen Dank 
sagen, noch nicht gesprochen sein.

Dr. Georg Freitag
[1372]

ARCHIV PUR 
Wl RTSCH A P T S P R ü  PUNC
Ein Beispiel aus dem Aufgabenkreis 
industrieller Wirtschaftsprüfung
Im  Rahmen der W irtschaftsprüfung eines industriellen 
Unternehmens ist es von besonderer Bedeutung, eine ge­
eignete Beurteilungsgrundlage fü r die Vermögensbewertung 
und Betriebsführung auf dem eigentlichen industriellen 
Arbeitsgebiete zu gewinnen.

Technologische Grundlagen
Ausgangspunkt ist hierbei stets der durch das Erzeugnis 
gegebene technologische Aufbau (strukturelle Zusammen­
setzung) und Ablauf (fabrikatorischer Prozeß), wie er z. B. 
im Maschinenbau in den Stück- und Arbeitslisten festge­
halten wird. Das Gleiche gilt aber auch fü r jede andere 
Erzeugnisgruppe, ganz gleich welcher Art. So bildet z. B. 
fü r W alzwerkprodukte das Ziehschema (vgl. Abb. 1) die 
Grundlage fü r das Arbeitsverfahren, für, Nahrungs- und 
Genußmittel das jeweilige Rezept usw. Zu beachten ist 
nur, daß neben den einzelnen Arbeitsgängen (Prozeß) 
auch gegebenenfalls die stoffliche Zusammensetzung aus 
den Unterlagen deutlich erkennbar wird.
E rst wenn so der technologische Aufbau und Ablauf fest­
gestellt ist, kann die Vermögensbewertung und Betriebs­
führung eines Unternehmens in der eigentlichen Produk­
tion (Fabrikbestände usw.) richtig beurteilt werden. Ist 
doch z. B. ein bestimmtes M aterial oder Teil nur dann für

A bb. 1. Ziehschem a
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A bb. 2. Budget der Erzeugungskosten

den betreffenden Betrieb etwas „w ert“ , wenn es im Rahmen 
dieses technologischen Aufbaues und Ablaufes zweckent­
sprechend verwandt werden kann. E in in diesem Sinne 
festgestelltes Zuviel oder Zuwenig an einzelnen Materialien 
und Teilen wird u. U. auf die Beurteilung der Vermögens­
bewertung (zusätzliche Beschaffungsnotwendigkeiten und 
dadurch verursachter Geld- und K apitalbedarf, Gefahr 
mangelnder Verwendbarkeit und dadurch verursachte Ver­
lustmöglichkeiten) und Betriebsführung (mangelhafte 
Disposition und Organisation) von entscheidender Bedeu­
tung sein können.

Betriebswirtschaftliche Grundlagen
Eine weitere wichtige Beurteilungsgrundlage bietet die 
Selbstkostenrechnung, ganz besonders dann wenn sie im 
Sinne der Budgetkontrolle aufgezogen wird. Die Planung 
und Überwachung der unmittelbaren Erzeugungskosten 
(Abb. 2) erfolgt zweekmäßigerweise auf Grund der Stiick- 
und Arbeitslisten, deren technische Mengen- und Zeit­
angaben nur mit den jeweiligen Einheitswerten (M aterial­
preis, Lohnsatz usw.) m ultipliziert und in das Arbeits­
programm eingesetzt werden müssen, um den benötigten 
Sollaufwand einerseits fü r die einzelnen Monate (getrennt 
nach Lohn- und M aterialaufwendungen), anderseits aber 
auch fü r die einzelnen aufgelegten Typen bzw. Serien ins-
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Maschinenbau Schiffbau Giessen t titriueuamodtm Modelltischlerei fleklm m k Gemeinsam 11.000 25.500 3020 3000 960 Statt 7750 '
Mengengemeinkosten

Instandhaltungen 
Soziale Lasten au f Löhne 
Regielöhne. Transp. fh/fsab. Maq 
Hilfsmaterial 
Ausschuss und Nacharbeit 
Kosten elektr. Strom 
Betriebsstörungen 
Verpackungsspesen. Regie 
Fracht und Zufuhr Regie 
Eigene Wasserversorgung 
Eigene E/ektroanlage 
fressluftzentrale 
Gleis, Lokomotive 
Lichtpauserei 
Diverse Betriebsunkosten 
Mitgliedsbeiträge

Summe

Zeitgemeinkosten 
Ersatz, Garantien 
Versuche 
Gehalte
Soziale Lasten au f Gehalte 
Prämien. Ueberstunden 
Steuern und Abgaben 
Abschreibungen 
Reinigung Betrieb 
Reinigung Büros 
Versicherung 
Beheizung cOefen) 
Dampfheizung 
B ürobedarf 
Diverse Spesen 
Reisespesen 
Bewachung 
Personenauto (Direktion) 
Feuerwehr 
Ambulanz
Chemisches Laboratorium 
Porti und Stempel 
Telephon. Telegraph 
Fahrtspesen 
Direktion

Summe

Anteil Gemeinsamer Betrieb
T o ta le .

3.000
3.000
3.600 

700
2.000
7.600 20
200
100
100
300
250
200
300
200

3.000 
900

9.000 
7.770
300
*00

72.500SO

7.000
220
700

1.000 
*.300 
2.000 
1.600 
700 

7. *00

70

2.*00
700100
100

7.000

6.000
7.360100
200

*500
500

900

9.378 1.111
*0.078 11+95

200
62*

1.2*0
600
600

1.100

200
1*0100

200
*60200100

200
290
760
300

600
*80

1.800
100

200200
800SO200200
700
300
650
600100
73050
770

1.100120
2600

6** 16.635

Abb. 3. Budget der Gem einkosten

Abb. 4. Verminderung 
der Erzeugungskosten 
durch Betriebsrechnung WuBai

gesamt zu erhalten. Die Unterschiede zwischen den Soll- 
und Istzahlen bieten dann einen geeigneten Anhaltpunkt 
fü r  die P rüfung  und Beurteilung sowohl der Vermögens­
bewertung der Halb- und Fertigfabrikate als auch der 
Betriebsführung in der Fabrikation.

Aber auch das Budget der Gemeinkosten (Abb. 3) ver­
schafft dem W irtschaftsprüfer eine geeignete Grundlage 
zur Betriebskritik. Geht man den einzelnen Posten nach, 
so findet man z. B., daß die Gruppe „Instandhaltungen“ 
innerhalb der einzelnen Abteilungen sehr unterschiedliche 
Beträge enthält, um so mehr wenn man sie im Verhältnis 
zu den Fertigungslöhnen (vgl. die im K opf der Abb. 3 
aufgeführten Zahlenangaben) betrachtet. H ier tr itt also 
sofort die Aufgabe an den W irtschaftsprüfer heran, auf 
Grund der abgerechneten Betriebsbestellungen zu ermitteln, 
ob und inwieweit derartige Aufwendungen wirtschaftlich 
notwendig und berechtigt sind. Ähnlich muß bei den 
ändern Gruppen nachgeforscht werden.

Das aufschlußreichste Konto ist das Konto „Ausschuß“ 
und „Nacharbeit“ . H ier weist z. B. die Abteilung Ma­
schinenbau im Laufe eines Monats bei 11 000 RM an 
Löhnen allein 2000 KM fü r Ausschuß und Nacharbeit auf. 
Eine Rentabilität dieser Fertigungsabteilung dürfte daher 
wahrscheinlich ausgeschlossen sein. Die nächste Abteilung 
hat auf 25 000 RM Löhne nur 100 RM. im Monat fü r 
Ausschuß und Nacharbeit ausgegeben. H ier liegen also 
unbedingt irgendwelche Verrechnungsfehler vor. Zwar sind 
die verhältnismäßigen Ausgaben fü r Ausschuß und Nach­
arbeit im Schiffbau meist geringer als im Maschinenbau, 
da es sich hierbei um Ausrüstungsteile handelt. Jedoch ist 
die in der Aufstellung angegebene Zahl so unwahrschein­
lich niedrig, daß man in dem vorliegenden Falle sofort eine 
Untersuchung eir.geleitet hat. Hierbei wurde festgestellt, 
daß die Meister dieser Abteilung Ausschuß und Nacharbeit 
nicht auf die vorschriftsmäßigen Konten, sondern direkt 
auf die hergestellten Schiffe verrechnet hatten, so daß ein 
ganz falsches Bild entstanden war.
Alle diese Nachprüfungen sind fü r die betriebswirtschaft­
liche Beurteilung von besonderm Wert. Und zwar nicht 
etwa nur deshalb, weil man dabei auf so manches stößt, 
was zweckmäßigerweise vom wirtschaftlichen Standpunkte 
aus geändert werden kann. Sondern vor allen Dingen 
auch darum, weil man erst damit der Leitung des LTnter- 
nehmens die einwandfreie Beurteilungsgrundlage für die 
P lanung und Überwachung eines Betriebes verschafft. Und 
auch fü r die angemessene Vermögensbewertung ist es 
wichtig festzustellen, ob nicht hier Aufwendungen akti­
viert worden sind, die eigentlich Unkosten darstellen und 
umgekehrt.

Welche Erfolge durch Einführung einer verbesserten 
Selbstkostenrechnung in Verbindung mit einer auf K al­
kulation abgestellten Betriebsrechnung möglich sind, zeigt 
Abb. 4 für ein kleineres Walzwerk, das bereits wegen Un­
rentabilität stillgelegt werden sollte. Durch Einführung 
der neuen Abrechnungsmethode ersah man, daß in einer 
Abteilung ganz wesentliche Ersparnisse möglich waren, 
bei deren Durchführung die Selbstkosten erheblich vermin­
dert wurden. Die Abbildung zeigt, wie nach Beginn der 
Kostenüberwachung im März zunächst einmal infolge der 
Aufwendungen fü r die Beschaffung der Abrechnungsgrund­
lagen Mehrkosten entstanden, wobei gleichzeitig noch die 
Erzeugnismenge weiterhin sank. In  dem Augenblick aber, 
in dem infolge der Abrechnungsergebnisse geeignete M aß­
nahmen fü r eine Verbesserung der Betriebsergebnisse ge­
troffen werden konnten, sanken nicht nur die Erzeugungs­
kosten, sondern stieg auch die Erzeugungsmenge. Es 
wurde eine erhebliche Senkung der Herstellungskosten bei 
gleicher Erzeugungsmenge erreicht, so daß das W erk heute 
einer der rentabelsten Betriebe seines Konzerns ist.

Orenstein [1363]

Ingenieure als Wirtschaftsprüfer
Aus den Kreisen der Technik sind bisher zum W irtschafts­
p rüfer öffentlich bestellt worden die H erren: '

B e r l i n :  Dr.-Ing. Otto Bredt, Wilmersdorf, Jenaer
Straße 9

Ziv.-Ing. Ludwig le Bret, Charlottenburg, Wilmers- 
dorfer Str. 73 

Dr. Ernst Brühl, W 30, Freisinger Str. 5 a 
Prof. Dr.-Ing. Erich Giese, Charlottenburg, Dahl- 

mannstr. 23
Dr. Dipl.-Ing. Hermann Ilalberstaedter, Wilmers­

dorf, Nassäuische Str. 9/10 
Dr.-Ing. Otto Kienzle, Südende, Brandenburgisehe 

Straße 15
Dr.-Ing. Richard Koch, W  10, M argarethenstr. 9 
Dr. Waldemar Koch, Wilmersdorf, Motzstr. 49 
Dipl.-Ing. Frank Mäckbach, Nowawes b. Potsdam, 

Horstweg 10
Baurat Dr. Paul Meyer, W 15, Knesebeckstr. 56/57 
Dr.-Ing. Orenstein, W  30, Geisbergstr. 34
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Geh. Baurat a. D. A lfred  Schubert, Steglitz, Fichte­
straße 57

Dr.-Ing. Fritz Zeidler, NW 7, Friedrich-Ebert- 
S traße 27

B r e s l a u :  Ingenieur a. D. A rthur Gärtner, Hohenzol-
lernstr. 107

D r e s d e n :  Dr.-Ing. Ber. Ing. F. Dohne, A 24, Reichen- 
bachstr. 53

F r a n k f u r  t /M .: Dr.-Ing. Eicke, Adelheidstr. 16
Ber. Ing. Berthold Radtke, -Ginnheim, Paul-Heyse- 

S traße 16
H  a g  e n /W e stf .: D r.-Ing. Dr. phil. Wilhelm Elbers,

Busehhofstr. 12 
Reg.-Bmstr. a. D. C. H. Goedecke, Amselgasse 1

H a n n o v e r :  Prof. Dipl.-Ing. F. W . Hempel, Zeppelin­
straße 1

H i r s c h  b e r  g /S c h l.: Generaldirektor Dr.-Ing. E. h. 
Schmidt

M ü n c h e n :  Dr.-Ing. Werner Grull, Laehnerstr. 25
W i e s b a d e n :  Ber. Ing. W . G. Fischer, -Biebrich, Nibe- 

lungenstr. 7. [1374]

Zur Bewerbung um die öffentliche 
Bestellung als Wirtschaftsprüfer

Verschiedene A nfragen und Hinweise aus den letzten 
Tagen veranlassen uns, alle Persönlichkeiten aus der Tech­
nik, die sieh bei einer der bestehenden Zulassungs- und 
Prüfungsstellen im Reich um die Zulassung zum öffentlich 
bestellten W irtschaftsprüfer bewerben oder bewerben wol­
len, darauf hinzuweisen, daß sie sich rechtzeitig, d. h. spä­
testens nach Stellung ihres Antrages bei der für sie zu­
ständigen Industrie- und Handelskammer, mit dem Deut­
schen Verband Technisch-Wissenschaftlicher Vereine (Ber­
lin NW  7, Ingenieurhaus) in Verbindung setzen. Diese 
Maßnahme ist um so zweckmäßiger, als es fü r die Bewer­
ber dringend geboten ist, alsbald mit einem der Berufsver­
treter der Technik in der in Frage kommenden Zulassungs­
und Prüfungsstelle persönlich in Verbindung zu treten. 
Der Deutsche Verband Technisch-Wissenschaftlicher Ver­
eine wird diese notwendige Fühlungnahme sofort nach 
Eingang einer entsprechenden Mitteilung vermitteln.

[1373]

UMSCHAU
MITTEILUNGEN AUS LITERATUR UND PRAXIS / BUCHBESPRECHUNGEN
Die deutsche Konjunktur Mitte April 1932
Das Schlagwort der letzten Hochkonjunktur waren die 
„ungeahnten Möglichkeiten der wirtschaftlichen Entwick­
lung“ ; niemand zweifelte an einer steten Verbesserung 
der äußeren Lebensform. Demgegenüber hört man heute

E ngland Schw eden

___ S chw eiz

-̂ U S A ^D eutschland A, \
\

V Schweden 
g u f Goldbasis \ !C^. .
w ;  v

A ^

England' ' —\ 
oufGo/dbasis \

1323 V 13201323 
1 1 1 11111111 i i i i i i i i i i l I 11 I.1.LLLLU l I I I l I ! I I l l I II I I I I I I I I

A bb. 1. In ternationale G roßhandelskennziffern  
1927 bis 1932
Deutschland (S tatis tisches Reichsam t), England 
(Econom ist), Schw eiz (Lorenz), S chw eden (Comm. 
Koll.), V ere in ig te  S taaten  von A m erika (B radstreets) . 
England und Schw eden ab  S ep tem b er 1931 auf 
G o ldw ert um gerechnet

Abb. 2. V ierte ljährliche  Um sätze 1925  bis 1931 
Errechnet aus dem  U m satzsteueraufkom m en  
Die schwarzen Punkte geben die saisonbereinigte  
Entw icklung w ied er
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kein W ort so häufig wie: „W ir müssen uns alle umstellen“ . 
Solange man damit die Anpassung an die gegenwärtige 
Depression meint, ist nichts dagegen einzuwenden. Be­
denklich ist aber der Geist, in dem diese Redewendung viel­
fach verstanden wird, und der allen Ernstes die Lösung 
in der Rückkehr zu einem Lebensstandard von 1850 oder 
noch früher sehen will. W ir müssen uns alle umstellen, was 
den W ert und die Preishöhe der Dinge angeht, nicht aber 
was ihren Verbrauch betrifft. Heute dagegen hat man das 
beklemmende Gefühl, daß es Mode wird, das Verhungern 
bei vollen Scheuern für zeitgemäß, ja  fü r eine sittliche 
Pflicht zu halten. Dem dauernden R uf unsrer Verarmung 
— bei einem Überfluß von Kohle, K raft, Produktions­
stätten und Menschen, bei einem Überfluß von Korn und 
Fleisch in einer Welt, die auf Güteraustausch angewiesen 
ist — sollte ein anderer Gedanke entgegengehalten werden. 
Die industrielle W elt geginnt erst durch ihren heutigen 
Zustand zu verarmen, der von vielen als Folge der Ver­
armung angesehen wird. Wenn unsre Fabriken, Berg­
werke und Schiffe stilliegen, wenn die Produktion auf ein 
Minimum herabgesetzt wird, so verursacht in Wirklich­
keit erst diese Verödung, daß wir arm werden. Die Aus­
höhlung unsrer schaffenden Tätigkeit, die nun schon bald 
zwei Jahre anhält, macht uns ärmer als alle Kredit- 
abziehungen.
Das gilt fü r die ganze Welt. Die wachsende Einschrän­
kung der Gütererzeugung bei wachsendem Mangel, wach­
sender Arbeitslosigkeit und wachsender Konsumwilligkeit 
der Massen wird ein schmachvolles B latt in der W irt­
schaftsgeschichte unsrer Zeit bleiben. Spätere Geschlechter 
werden in der Abschließung der Märkte, in den frucht­
losen Bemühungen um eine Unzahl von autarkischen Ge­
bilden einen krankhaften Selbstverniehtungswillen er­
blicken, der schon einer nahen Zukunft unverständlicli 
sein wird. Denn schon heute werden diese Bestrebungen 
nirgends mit gutem Gewissen verfochten; alle ihre Ver­
treter, voran die Schutzzöllner Englands, wissen es und 
haben es teilweise selbst erklärt, daß eine endgültige Lö­
sung nur von größeren M ärkten und von der Wiederher­
stellung des freien W arenaustausches in der Welt zu er­
warten ist.
Inzwischen geht die Entwicklung allenthalben geradlinig 
weiter abwärts. Die Preise aller Güter sinken (Abb. 1). 
In  unsrer Kurve sind die Großhandelspreise Englands 
und Schwedens seit dem Beginn ihres W ährungsrüek- 
ganges auf Gold umgerechnet worden. Man sieht den 
enormen Preissturz, der diesen beiden Ländern einen Vor­
sprung auf dem W eltm arkt gewährt hat, wie er von den 
preisstarreren Ländern mit Goldwährung, wie Deutschland



Abb. 7. Konkurse und Geschäftsaufsichten (ab 
1 .1 0 . 1927 Vergleichsverfahren) 1927 bis 1932. 
A bsolute und saisonberichtigte Ziffern

Abb. 6. M onatliche Zu ­
einlagen im Reich

der Spar-

Abb. 8. Betrag der arbeitstäglichen W echse l­
proteste 1927 bis 1932, Monatsdurchschnitte
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Abb. 3. Industrieller Beschäftigungsgrad
Zahl d e r beschäftigten A rb eiter in Prozenten der
A rb e iter-P la tzkap az itä t. J. f. K.

und Abnahme

Abb. 4. M onatliche Strom erzeugung in Deutschland  
(122 K ra ftw erke, nach „W irtscha ft und S ta tis tik “)

Abb. 5. Monatliches Lohnsteueraufkom m en 1927  
bis 1932

und Schweiz, durch preispolitische Maßnahmen nie ein­
geholt werden kann.
Das Abgleiten aller Erzeugung^- und Umsatzziffern in 
Deutschland hat die Umsätze (Abb. 2) unter den Stand 
von 1925 sinken lassen. Auch die Einzelhandelsumsätze 
gehen sämtlich weiter zurück, wiewohl sie gegenüber dem 
Großhandel und der Industrie ihrer N atur nach viel wider­
standsfähiger sind. Dieses Bild wird durch Abb. 3 näher 
erläutert, indem der Beschäftigungsgrad der Verbrauchs- 
güter-Industrien sich viel stabiler gehalten hat als jener 
der Produktionsgüter-Industrien. Innerhalb der letzten 
Gruppe schneiden die rohstoffnahen Zweige, wie der Berg­
bau, ihrer S truktur nach am günstigsten ab, während die 
besonders konjunkturempfindliche Bauwirtschaft, bei der 
sich auch die Saisonbewegung am deutlichsten zeigt, nur 
noch mit 13 %  ihrer K apazität ausgenutzt ist. E in sol­
ches Sinken ist bei jenen ändern, stark anlagebetonten 
Zweigen ohne eine offene K atastrophe undenkbar. Bei der 
Bauwirtschaft jedoch wirkt sich der in guten Zeiten oft

Abb. 9. W echselum lauf 1927 bis 1931

gefährliche Anteil hoher proportionaler Kosten in einer 
verstärkten Fähigkeit des Zusammenschrumpfens wäh­
rend der Depression aus. — Selbst die Stromerzeugung 
(Abb. 4), die immer noch von der wachsenden Ausbrei­
tung elektrischer Anlagen getragen wurde, also starke 
trendmäßige Einflüsse besaß, ist auf einen Stand gefallen, 
der zwischen 1927 und 1928 liegt.
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Recht deutlich sieht man am Lohnsteueraufkommen 
(Abb. 5) die Auswirkung verringerter Tätigkeit und ge-- 
senkten Löhne; die tiefe Februarspitze ist allerdings wie 
in jedem Ja h r saisonmäßig durch Steuererstattungen zu 
erklären. — Die Sparkasseneinlagen zeigen im neuen Jah r 
erstmalig wieder einen Zuwachs (Abb. 6), der allerdings 
mehr durch Zinsen- und Aufwertungsgutschriften entstan­
den ist als durch echte Spartätigkeit. Aber auch ohne diese 
Gutschriften hätten sich die Einlagen mit einem Rückgang 
von 108 Mill. RM im Jan u ar und GO Mill. RM im Februar 
weniger stark verringert als in den Vormonaten, was ein 
Zeichen der Beruhigung und des wiederkehrenden V er­
trauens ist.

Die nicht ungünstigen Ziffern der Kreditsicherheit (Abb. 7 
und 8) dürfen nicht absolut gewertet werden. Erstens

müssen mit der allgemein geringeren Geschäftstätigkeit 
auch diese Ziffern von selbst sinken. Zweitens herrscht, 
abgesehen von dem landwirtschaftlichen Moratorium, ein 
gewisser Zwangszustand auch in Industrie und Handel. 
Alle großen Insolvenzen der letzten Zeit (Borsig, Junkers, 
Brennabor usw.) sind nicht durch Konkurse, sondern durch 
Vergleichsverfahren bereinigt worden. Die Anspannung 
der Finanzm ärkte wird demnach trotz der erneuten Dis­
kontsenkung der Reichsbank kaum geringer. Der Weeh- 
selumlauf (Abb. 9) hat sich erhöht und wird noch weiter 
wachsen, da die Reichsbank auf Beschaffung weiteren 
Wechselmaterials dringt und offene K redite durch diskont­
fähige Wechsel zu ersetzen sucht. H ierin ist vielleicht ein 
erstes schwaches Zeichen zu erblicken, daß das Ende des 
bisherigen Deflationsdruckes herannaht.

Brasch [13701

Wirtschaftswissenschaft und -politik

„Die wirkliche Wirtschaft“
Randbemerkungen von Dipl.-Ing. zur NEDDEN, Berlin

„Die gegenwärtige Arbeitslosigkeit bedeutet im  
wirtschaftlichen Ergebnis das gleiche, als wenn wir 
jedes Jahr ein Quantum Getreide von der Größe 
der dreifachen Jahresernte mutwillig verbrennen 
würden.“ —
„Die Reichen sind — nach Keynes —• Leute, die sich 
zwar von dem allgemeinen Kuchen große Stücke  
abschneiden, aber sie nicht auf essen dürfen.“ — 
„Einfach sehen die Dinge immer nur in der ein­
fachen Beleuchtung irgendeiner Parteilaterne aus. 
Die W irklichkeit ist immer vielgestaltig.“ —

Heizt ein Buch, hundertfach gewürzt mit solchen gut ge­
prägten und eindrucksvollen Bemerkungen und Ver­
gleichen, nicht unwillkürlich zum Lesen1? — Diese „Appetit 
anregende“ W irkung ist sehr wichtig:
Die inneren Zusammenhänge und Gesetzlichkeiten der 
W irtschaft sind den meisten Gebildeten einschließlich der

A bb. 1. Entwicklung der verschiedenen  
Verm ögensklassen gegenüber 1913

Ingenieure noch immer „so unbekannt wie das Innere 
Grönlands“ . N ur können wir uns d i e s e n  Bildungs­
mangel heute einfach nicht mehr leisten.

Leider aber besitzen die üblichen steifleinen „Handbücher 
der Volkswirtschaftslehre“ so wenig Reize, daß dadurch 
dem überbürdeten Berufsmenschen das Ausfüllen seiner 
Wissenslücken erschwert statt erleichtert wird. Oft genug 
erinnern sie obendrein in ihrer blutleeren Abstraktion mehr 
an den Seziertiseh des Anatomen als an die Sprechstunde 
des Praktischen Arztes.

Das Leben stellt uns aber nicht vor Lehrgebiete, sondern 
vor F ragen: „W arum  gibt es soviel Arbeitslose?“ — 
„W ird die M ark stabil bleiben?“ — „W arum träg t Geld 
Zinsen?“ — „Brauchen wir Zölle?“ — usw.

Man bekommt von vornherein Zutrauen zu einem schlanken 
Buch 1), das über seine Abschnitte vom Arbeitsmarkt, Geld­
wesen, Freihandel, Finanzwesen usw. d i e s e  F r a g e n ,  
nicht A bstracta stellt. Der Autor wollte, wie er im Vor­
wort sagt, in diesem Buch versuchen, die Ergebnisse der 
W irtschaftswissenschaft in der Sprache des Alltags dar-

Dr. Ludw ig  Heiners. ..D ie  w irk lich e W ir tsch a ft“ , C. H. B ec k ’sche  
V erlagsb u ch h an d lu n g , M ünchen 1931.

zustellen, — die Zusammenhänge der wirklichen W irt­
schaft, ohne den „dichten Schleier, gewebt aus über­
kommenen Theorien, zauberkräftigen Schlagworten und 
interessierten V orurteilen“ , die sie verhüllen.
Dieses Vorhaben ist glänzend gelungen. W er das Buch 
geöffnet, kann nicht mehr davon weg. Zwei Freunde, 
findet er, sprechen in diesem Buch miteinander. Ein 
Kaufm ann frag t, geht immer wieder aus von den brennen­
den Fragen des Alltags, so wie er sie im Leben sieht. Sehr 
schnell zeigt sich jedesmal, daß sie nicht beantwortet wer­
den können, ohne auf die ewigen Probleme des W irtschafts­
lebens einzugehen. Ein gediegener K enner der Volkswirt­
schaft antwortet — schreibt nicht, sondern spricht lebendig 
zu seinem Freund, zu uns, — ein Mann, dem die seltene 
Gabe ward, die Ergebnisse eines studienreichen Lebens, 
die Lehrmeinungen der klassischen Nationalökonomie, wie 
die jüngsten Erkenntnisse der modernen Volkswirte, mit 
einem gewaltigen Reichtum an „Extrakt-Zahlen“ durch­
sichtig, übersichtlich, eindringlich, knapp zu formen, zu 
durchleuchten, lebensprühend zu gestalten.

W as die wissenschaftliche Forschung an trockenem Roh­
stoff nach A rt von Dörrgemüse zu liefern pflegt, setzt uns 
Dr. Reiners als schmackhafte, kultiviert abgestimmte 
Speisenfolge vor. Man nimmt die geistige Nahrung nicht 
nur auf, man assimiliert sie, erwirbt aus diesem Buch 
w i r k l i c h e  B i l d u n g ,  nicht etwa nur Halbbildung, 
— man denkt mit und wird selber angeregt weiter zu 
denken. U nterrichtung und Beweisführung beschränken 
sich nicht auf W orte, die etwa nur gelegentlich mit Ziffern 
erläutert werden. Vielmehr stellt er die Z a h l ,  das
Wesen der Dinge, in den M ittelpunkt. Nichts verlangt er, 
soll sein Freund, sein Leser ihm glauben, ohne die be­
weisende, die bildhafte Zahl.

Die b i l d h a f t e  Z ah l: Sechs Dutzend Schaubilder,
klassisch in ihrer schlichten Einprägsam keit, erfreuen den 
Mann der Technik ganz besonders. Das Schaubild, des 
Ingenieurs internationale Sprache, zeigt immer wieder seine 
Unentbehrlichkeit fü r  raschen Ein- und Überblick. (Das 
Lesen und Verstehen von Schaubildern und Kurven ist 
daher auch in Zukunft bereits auf der Schule planmäßig 
zu pflegen!)

Die als Sankey-Diagramme aufgemachten Güterstrombilder 
der deutschen W irtschaft sind von unerhörter Eindring­
lichkeit. Erschütternd auch, unvergeßlich und unwider­
leglich in seiner kühlen O bjektivität das genial vereinfachte 
Bild der Verschiebung der Vermögensklassen im heutigen 
Deutschland gegenüber dem Ja h r des Kriegsaubruchs 
(Abb. 1). Vorbildlich im Herausbringen des Wesentlichen,

A bb. 2. W aren - und A rb e  itsm atk t 1901 bis 1913
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in ihrer Schlackenreinheit sind diese Bilder, die der Aus­
kunft gebende Volkswirt seinem Freunde zeigt oder „beim 
Sprechen au f ein Stück Papier malt“ ; wer einmal so ein 
Bild, wie die beiden Kurven der reagiblen W arenpreise 
und der Andrangziffer bei den Arbeitsnachweisen von 
1901 bis 1913 gesehen hat, der kann den schlagend nach­
gewiesenen Gegenrhythmus des Waren- und Arbeitsmarktes 
nie wieder vergessen (Abb. 2). Nicht minder einprägsam 
und für rasche Abschätzung brauchbar sind Anhaltszahlen, 
wie z. B.
„Ein Industrie-Arbeiter erzeugt im Jahre einen Produk­
tionswert in Höhe von RM 2000 bis 2500“ , — 
oder:
„Auf je 25 Erwachsene kommt in Deutschland ein Kino­
sitz“ . —

Der anschaulichen Darstellung entspricht bisweilen eine 
geradezu sprichwortartige Kürze des Ergebnisausdrucks; 
von besonderm Interesse ist ein Ausruf, den der eine der 
beiden Freunde in der Wärme des Gesprächs über das 
Geldwesen t u t : „Geldvermehrung ist Geldverschlechterung, 
das sollten schon die Kinder in der Schule lernen!“ In 
der Tat, die kommenden Generationen dürfen den Tat­
sachen und Zusammenhängen der W irtschaft nicht mehr 
so ahnungslos gegenüberstehen wie die heutige, die mit 
l  nrecht ihre Bildung als „allgemein“ bezeichnet. E rfreu­
licherweise beginnt diese Notwendigkeit endlich auch in 
den führenden Kreisen der Pädagogen und Schulverwal­
tungen anerkannt zu werden.

Eine der Hauptschwierigkeiten bei dem Thema „Schule 
und W irtschaft“ liegt natürlich darin, daß nach ihrem 
heutigen Leben und Ausbildungsgang die Schullehrer 
praktisch mit dem W irtschaftsleben niemals in Fühlung 
kommen. Inzw eif eihaft füllt aber das Reiners’sche Buch 
diese schlimme Lücke so vollkommen aus, wie es ein Buch 
nur überhaupt vermöchte. Gestützt auf dieses Buch kann 
die Unterriehtsverwaltung mit viel mehr Hoffnung auf 
E rfolg die Aufgabe wirtschaftlicher Unterrichtung in den 
Schulen anpacken — eine Aufgabe, die in erster Linie und 
zunächst ein Problem geeigneter Möglichkeit zur Selbst­
unterrichtung der L e h r e  r ist. H ierin darf eines der 
größten Verdienste dieses Buches erblickt werden.

Freilich wächst dadurch auch die Verantwortung des 
Autors außerordentlich. F ür die Grundlagen zum Schul­
unterricht muß in noch höherem Grade strengste Unpartei­
lichkeit gefordert werden als ohnehin. H ier steht der 
Autor, der Mensch, vor zwei Begrenzungen: weder über 
seinen eigenen Schatten, noch über den seiner Wissenschaft 
kann er schließlich hinwegspringen. In dem unbedingt 
richtigen Streben, in diesem Buche auf klare Fragen 
möglichst klare Antworten zu geben, muß sich der befragte 
Volkswirt notgedrungen hier und da einer von mehreren 
Lehrmeinungen anschließen, über die in Wissenschaft und 
Leben die endgültige Entscheidung noch nicht gefallen ist. 
Im allgemeinen scheut sich Dr. Reiners aber nicht, unge­
klärte, ungelöste und unlösbare Probleme auch als solche 
zu bezeichnen. Damit erfüllt er den vielleicht wichtigsten 
Dienst der Unterrichtung: die Menschen vor vorschnellen 
Urteilen zu bewahren. Man kann sieh nirgends dem Ein­
druck entziehen, daß hier ein Mann Auskunft gibt, dem 
als tiefempfundenes ethisches Ziel das Unparteiliche und 
Vernünftige gilt.
Die große Übersichtlichkeit (Inhaltsübersicht mit Seiten­
zahlen, einfaches klares Satzbild, vor allem: Stiehworte

am Rand) erleichtern das Zurechtfinden in der Überfülle 
des knapp gefaßten Inhalts. Trotzdem wäre außerdem 
noch ein Sachregister am Ende wünschenswert. Man 
möchte überhaupt wünschen, daß dieses kostbare Buch 
nicht einfach stehen bleibt, sondern ohne im U m f a n g  
zu wachsen, ständig vervollkommnet wird. Sicherlich ist 
dies auch seines Verfassers eigener Wunsch. W ir wollen 
ihm wünschen, daß ihm das größte Geschenk zuteil wird, 
das einem wahrhaft mit seinem Lebensblut schreibenden 
Menschen, wie ihm, zuteil werden kann, nämlich, daß seine 
Leser ihm durch Anregung und fruchtbare K ritik  helfen, 
seinem Buche mit jeder Auflage neues Blut zuzuführen, 
es ohne Einbuße an frischen Reizen dem Ideal abgeklärter, 
über den Dingen stehender Weisheit immer näherzu­
bringen. — [1329]

Aus ändern Zeitschriften

Die Elastizität der Bilanz und Erfolgsrechnung.
A. Isaac. Zeitschrift fü r Betriebswirtschaft. Bd. 8 
(1931) Nr. 10 S. 747/55.

Unter Elastizität ist die Anpassung an die kurzfristigen 
Schwankungen in den innerbetrieblichen Verhältnissen und 
außerbetrieblichen Bedingungen des Unternehmens, die Er­
fassung und Darstellung kurzfristiger Betriebsschwankungen 
in Bilanz und Erfolgsrechnung zu verstehen. Die formalen 
und materiellen Hauptgesichtspunkte für die Anpassung des 
Rechnungswesens an die Dynamik der Wirtschaftsentwicklung 
und die besondern heutigen Verhältnisse werden erörtert 
(bes. Gliederung, Wiederbeschaffungspreis bei Abschreibungen, 
Konzernbilanzen, Betriebsrisiko in der Erfolgsrechnung).

Vertriebsrechnung. II. Herches. Zeitschrift für Be­
triebswirtschaft. Bd. 8 (1931) Nr. 9 S. 687/94. 

Abgrenzung von Betriebs- und Vertriebskosten und -rechnung; 
Untersuchung des Zeitfaktors im Vertrieb (Vertrieb-Zeit­
kostenrechnung) ; Gliederung der Vertriebskosten; kalkula­
torische und buchhalterische Durchführung der Vertriebs­
kostenrechnung in der Praxis. — Der Aufsatz verwertet auch 
Ergebnisse, die von der Ingenieurseite zum Rechnungswesen 
beigetragen worden sind, u. a. werden Peiser und Sommer 
zitiert. Dagegen fehlt leider Erwähnung und Heranziehung 
des Abschnittes von Zeidler im „Vertriebshandbuch“ , das 
vor Abdruck der Arbeit von Herches bereits erschienen war; 
dessen Auswertung hätte den grundsätzlichen und praktischen 
Wert des Beitrages wesentlich fördern können. Die von 
Herches vorgeschlagene Gliederung der Abgrenzung der 
Vertriebskosten beruht auf einer Zweiteilung aller Unkosten 
des Unternehmens in Betriebs- und Vertriebskosten und will 
die Einführung weiterer Kostengruppen, Verwaltungs- und 
Finanzkosten, vermeiden.

Contre la prime. R. Fournier. Vendre. Bd. 26 H. 99 
(Februar 1932), S. 97—99.

Dieser vor einer Vereinigung leitender Herren des französi­
schen Handels vorgetragene Bericht wendet sich temperament­
voll gegen das Zugabewesen. U. a. wird der sehr wichtige 
Gesichtspunkt herausgestellt, daß die Zugabe den Käufer und 
speziell die Käuferin von der Ware selbst ablenke, daß un­
bestimmbare Einflüsse vorliegen dadurch, daß die Ware nicht 
wegen ihrer eigenen Besonderheit, sondern wegen der aus 
irgendwelchen Gründen begehrten Zugabe gekauft werde. 
Den nachteiligen Wirkungen der Zugaben wird gegenüber­
gestellt der Wert und Wirkungsgrad planmäßiger Anzeigen­
werbung, deren Intensivierung positive Wirkungen habe 
gegenüber den angeführten negativen Wirkungen eines im 
Wettbewerb schnell entartenden Zugabewesens. BH

M I T T E I L U N G E N

F A C H G R U P P E  V E R T R I E B S I N G E N I E U R E
Der ideelle Firmenwert (Goodwill), 
sein Wesen und seine Berechnung

Bericht über einen Vortrag von Bei'. Ing. E rnst Axer, 
Altona, im H a m b u r g e r  Bezirksverein deutscher Inge­
nieure, F a c h g r u p p e  V e r t r i e b ,  am 17. Februar 
1932.

Anwendungsgebiete für die Abschätzung industrieller 
Unternehmungen mit besonderer Berücksichtigung des 
ideellen Firmenwertes sind u. a . :
Gründung und Verkauf einer | Ein- und A ustritt von 

Unternehmung j Gesellschaftern
Umwandlungen 1 Erbauseinandersetzungen
Fusionen Finanzierungen

Steuerfestsetzungen.
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Unter „Goodwill“ versteht man die Differenz zwischen dem 
wirtschaftlichen Tauschwert der Unternehmung und der 
Summe der Anlagewerte unter Berücksichtigung des Alters, 
Pflegezustandes, M odernität usw. E r ist ein Entgelt fü r

Organisation 
Ruf der F irm a 
Kundenwohlwollen u. Kund­

schaftswert 
Geschäftsverbindungen

Bekanntsein von Handels­
marken 

Erfahrungen 
Geheimverfahren 
Arbeiterstamm 
Lage usw.

Unterschieden wird der d e r i v a t i v e  und der o r i ­
g i n ä r e  Firm enwert, die verschiedene steuerliche und 
bilanztechnische Bedeutung haben. Originär ist derjenige 
ideelle Firmenwert, den das Unternehmen sich selbst durch 
eigene Arbeit im Laufe der Zeit geschaffen und noeh in 
eigenem Besitz hat. Derivativ ist derjenige Gesehäftswert, 
fü r den ein besonderer Betrag tatsächlich gezahlt worden 
ist, z. B. beim Übergang eines Fabrikunternehmens in 
andere Hände.

Geschichtlich ist der Begriff „Goodwill“ schon im Jahre 
1570 feststellbar; im Jahre 1810 finden wir das erste eng­
lische Gerichtsurteil darüber. In  Deutschland werden mit 
Recht bedeutend verfeinerte Rechnungsverfahren gefordert 
und geboten als z. B. in England, wo noeh der Brauch 
viel geübt wird, den ein- bis vierfachen Jahresertrag  als 
Gegenwert fü r den Goodwill anzusehen. Die jeweilige tech­
nische und wirtschaftliche Entwicklung der Industrien des 
Landes gab auch den Reehnungswegen fü r den ideellen 
Firm enwert ihr Gepräge. Die älteren Rechnungswege sind 
dadurch gekennzeichnet, daß die Anlagewerte entweder 
gar nicht oder nur indirekt berücksichtigt werden.

Auch in Deutschland werden heute noch gelegentlich der­
artig  vereinfachte Rechnungsverfahren geübt. Man nennt 
sie die „direkten Methoden“ . Der mutmaßliche künftige 
Jahresertrag  wird verringert um die Zinsen ,des Anlage­
kapitals und um eine Arbeitsrente fü r die vom neuen 
Übernehmer selbst geleistete Arbeit. Der Rest wird in der 
einen oder anderen Weise kapitalisiert. Da die K ap itali­
sierung stets eine V ergrößerung der A ufbaufaktoren mit 
sich bringt, so vergrößern sich auch die Abweichungen oder 
Fehlerquellen dieser verschiedenen direkten Methoden 
untereinander fü r ein und dasselbe Objekt in sehr hohem 
Maße, so daß bei der Anwendung Vorsicht geboten ist. 
Sie gehören an solche Stellen, wo entweder keine oder nur 
sehr geringe Anlagewerte vorhanden sind und der W ert 
des Geschäftes fast nur durch den E rtrag  bestimmt wird 
(z. B. bei einem Reklam e-Institut). Rechnungswege der 
„direkten Methoden“ werden uns gezeigt von: M anfred
Berliner, Schönwandt, Müller, Friedländer, Prof. Auler.

F ür ein industriereiches Land mit hohen Anlagewerten 
sind die sogenannten „indirekten Methoden“ , die sich außer 
auf den E rtragsw ert auch noch auf die Anlagewerte 
stützen, vorzuziehen. Der Anteil, den der Ertragsw ert und 
der Anlagewert am Gesamtwert zu nehmen haben, richtet 
sich danach, wieweit der Ertragsw ert und der Anlagewert 
auseinanderliegen, sowie nach den Ersatzrücklagen, dem 
Landeszinsfuß usw. E r kann durch Rechnung bestimmt 
werden. Der vielfach geübte Brauch, einfach das arith ­
metische Mittel von beiden W erten zu nehmen, ist fehler­
haft und kann zu schiefen Darstellungen führen, dieses 
um so mehr, je weiter beide W erte voneinander abweichen.

Die Anwendung des arithmetischen Mittels hat sich aus 
der Praxis bei den Verkäufen von bebauten Grundstücken 
heraus entwickelt. F ü r diesen Fall ist die Rechnung rich­
tig, denn man kann den W ert des Gebäudes auch indirekt 
als einen E rtragsw ert auffassen, bei dem „Goodwill“ nicht 
vorhanden ist. Der Neubau wird nicht eher ausgeführt, 
als bis eine Rentabilitätsberechnung aufgestellt ist, die 
also auch einen E rtragsw ert enthält.

E rtragsw ert und Anlage wert müssen jedoch bereinigt wer­
den. So darf man sich z. B. nicht mit einer Schätzung 
der Anlagewerte begnügen, so wie die Fabrik  daliegt (ein 
Fehler, den man fast immer findet), sondern diese W erte 
müssen bezogen werden auf die gleiche Leistung ähnlicher 
Anlagen.

Bei der K apitalisierung unterscheidet man die sogenannte 
„kaufmännische“ und die „mathematische“ Methode, so­
wie Ableitungen von diesen. Entscheidend sei, ob der 
Unternehmergewinn ohne neue Kapitalanlagen, welche 
über diejenigen hinausgehen, die sich aus dem regulären 
W ertum lauf ergeben, immer wieder erzielt werden kann. 
In  diesem Zusammenhang verdient die Rentenformel den 
Vorzug. Auch die Börsenstatistik liefert wertvolle H in­
weise in bezug auf die K apitalisierung und auf die E r­
fassung des Wagnisses.
Rechnungsarten fü r „Goodwill“ nach den „indirekten“ 
Methoden werden gezeigt von Prof. Schmalenbach, Prof. 
Auler, Prof. Leitner, P rof. Schmidt, Geh. B aurat Schubert. 
Die Anwendung der indirekten Methoden auf ein und das­
selbe Beispiel ergibt bedeutend einheitlichere Werte, als 
wir ■ sie eingangs bei den direkten gesehen haben.
Schließlich muß noch der Einfluß des Frem dkapitals be­
rücksichtigt werden, denn es ist nicht gleichgültig, ob bei 
zwei Unternehmungen mit gleichem E rtrage die eine nur 
eigenes K apital besitzt und die andere vielleicht % davon 
geliehen hat.
U nter Zusammenfassung der zahlreichen Einflüsse, welche 
bei den Bewertungsfragen fü r das ganze Unternehmen 
und für den Goodwill mitsprechen, entwickelte Axer 
eine einfache Bewertungsformel nach seinen eigenen bis­
herigen E rfahrungen auf diesem ebenso komplizierten wie 
vielseitigen Gebiet. W ährend manche andere Formeln 
bei geringem E rtrage verhältnism äßig schnell zum Unter­
gänge des Goodwill-Wertes führen und dann von einem 
negativen Goodwill sprechen, bleibt bei der von Axer auf­
gestellten Berechnungsart dem Fachm ann mehr Bewegungs­
freiheit fü r die sich ihm bietenden zahlreichen bewertungs­
technisch mitspreehenden Einflüsse, und zwar ohne das Ge­
samtergebnis, den wirtschaftlichen Tauschwert, irgendwie 
zu gefährden. Der E rtragsw ert bleibt immer übergeordnet 
und ausschlaggebend.
Was die Bilanzierung anbelangt, so ist von Interesse, daß 
der derivative Geschäftswert in der Erfolgsbilanz als Akti- 
vum zulässig ist, d. h. wenn ein Erwerbspreis dafür tatsäch­
lich gezahlt worden ist. Der originäre Geschäftswert dagegen 
darf nicht aktiviert werden, d. h. derjenige Geschäftswert 
nicht, der sich nach und nach im Laufe der Jahre in ein 
und demselben Unternehmen gebildet hat und unverkauft 
blieb. H ierfü r bestehen bereits Reichsgerichtsentscheidun­
gen. In  bezug auf die Zulässigkeit von Abschreibungen 
auf den Goodwill lassen neuere Entscheidungen des 
Reichsfinanzhofes die Abnahme der früher bestehenden 
Schwierigkeiten erkennen.
Zum Schluß brachte A xer  eine interessante Aufstellung 
von Namen größerer und kleinerer Firm en mit der Angabe 
von Geldbeträgen, die bei diesen fü r den Goodwill tatsächlich 
gezahlt worden sind. Daß sich hierbei Zahlenwerte be­
fanden, die den Betrag von 5 Mill. RM sogar überschreiten, 
war recht überraschend.
Der V ortrag ist soeben im Verlag von Georg Siemens, 
Berlin, ohne K ürzung erschienen. [1371]
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